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Im Zentrum der folgenden Überlegungen stehen Strategien, die die in den vergangenen 25 
Jahren entstandene Arbeitslosigkeit als soziales Problem überwinden könnten. Die besondere 
soziale Gestalt der Arbeitslosigkeit heute entsteht durch die Art und Weise ihrer gesellschaft-
lichen Bearbeitung: die Segregation des Arbeitsmarkts in Gestalt eines sekundären Integrati-
onsmodus, der Überflüssige produziert. Damit ist eine Form neuer qualitativer sozialer Un-
gleichheit entstanden, die man auch als Ausgrenzung durch Inklusion bezeichnen könnte. 
Dieser Modus der Bearbeitung sozialer Probleme aber ist ein grundlegender Rückfall hinter 
das erreichte emanzipatorische Niveau der modernen kapitalistischen Nachkriegsgesellschaf-
ten, ohne dessen Aufhebung sozialer Fortschritt in der Zukunft nicht vorstellbar ist.  
Für Ostdeutschland ist die soziale Segregation von besonderer Bedeutung, weil dieser Modus 
der gesellschaftliche Bearbeitung von Arbeitslosigkeit im Zuge der deutschen Einheit zur do-
minanten Entwicklungstendenz in Deutschland geworden ist, in Ostdeutschland ein sehr viel 
höheres Ausmaß hat und eine zentrale Entwicklungsblockade darstellt.  
 
 
1. Arbeitsmarkt und soziale Segregation: der sekundäre Integrationsmodus 
 
Die mit hohen Arbeitslosenquoten verbundene soziale Exklusion, die etwa 20 Prozent der 
Bevölkerung in Deutschland betrifft, in Ostdeutschland sind es 30-40 Prozent, hat im Wesent-
lichen folgende Ursachen. 
− Übergang von einer Phase langfristiger Prosperität in einer lange Phase mit überwiegend 

rezessiver Wirtschaftentwicklung1 in der Mitte der 70er Jahre, die einen noch offenen 
Umbruch der sozioökonomischen Entwicklung darstellt (SOEB); 

− Verstärkung der Umbruchsszenarien durch die Art und Weise der Integration Ostdeutsch-
land in das westdeutsche Wirtschaftssystem und die damit verbundene Deindustrialisie-
rung in Ostdeutschland mit den bekannten wirtschaftlichen und sozialen Folgen (Land, 
Busch 2006); 

− Inkompatibilität der in den 1950er und 1960er Jahren entstandenen bzw. ausgebauten So-
zialsysteme der Bundesrepublik mit den in der Rezession zu bewältigenden sozialen Prob-
lemen; 

− Ein Paradigmenwechsel in der Art und Weise der gesellschaftlichen Bearbeitung von Ar-
beitslosigkeit und der damit verbundenen sozialen Probleme. Der nach dem 2. Weltkrieg 
entstandene Typ sozialökonomischer Entwicklung beruhte auf dem Modus der Teilhabe 
durch universelle Integration in Erwerbsarbeit. In den 1990er Jahren entstand dagegen der 

                                                 
1  Unter Rezession (Abschwung) wird die Phase eines Konjunkturzyklus verstanden, in der die Wachstumsraten von Pro-

duktivität und Bruttoinlandsprodukt zurückgehen und deutlich unter dem Durchschnitt des Zyklus liegen. In der offiziel-
len Statistik spricht man von Rezession, wenn die Wirtschaft drei Quartale nacheinander real nicht wächst. Wenn in die-
sem Text von langen, mehrere Zyklen umfassenden rezessiven Wirtschaftslagen die Rede ist, so sind damit Zeiten ge-
meint, in denen Abschwünge länger und tiefer als Aufschwünge sind. Sie liegen in der Tälern einer „langen Welle“. Vgl. 
Schumpeter 1939. 

 Davon unterscheide ich Depressionen im Sinne einer Bemerkung von Schumpeter (1939: 164) als Rezessionen mit „pa-
thologischem“ Verlauf. Sie kommen zustande, wenn der normale Prozess der Wiederherstellung wirtschaftlicher Gleich-
gewichte durch äußere Umstände oder falsche Reaktionen der Akteure (z.B. der Zentralbank, der Kapitalmärkte oder 
auch der Politik) gestört, die Erholung verzögert und die Rezession verlängert werden.  
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sekundäre Integrationsmodus2, ein Entwicklungstypus, der auf sozialer Segregation beruht 
und überflüssige Bevölkerung erzeugt. Dies ist ein Paradigmenwechsel in der sozialge-
schichtlichen Entwicklung moderner Gesellschaften und revidiert die nach dem 2. Welt-
krieg entstandene Entwicklungslinie. Das Bemerkenswerte dieser Exklusionsform besteht 
darin, dass sie durch „sekundäre“ Integration der Arbeitslosen erfolgt und auch als Integ-
ration kommuniziert wird.  

Der entscheidende Bruch in der sozioökonomischen Entwicklung, der sich zwischen den 
1970er und den 1990er Jahren vollzog, war der Wechsel des Modus der gesellschaftlichen 
Bearbeitung von Arbeitslosigkeit. Ein System, da für die Erhaltung der Integration in das Er-
werbssystem und damit auch die Erhaltung grundsätzlicher Teilhabedimensionen konzipiert 
war (Lebensstandard sichernde Transfereinkommen, Erhaltung oder sogar Erweiterung der 
Qualifikation, Erhaltung der Beschäftigungsfähigkeit) vollzog den Funktionswechsel zu ei-
nem Modus sozialer Exklusion durch sekundäre Integration. Damit verbunden war die Segre-
gation der Arbeitsmärkte und der Erwerbsbevölkerung bezogen auf ihre Teilhabeformen und -
chancen. Diese Entwicklung deutete sich bereits in den 1980er Jahren an, der entscheidende 
Katalysator aber waren die 1990er Jahre und die speziellen Probleme der Ost-Westdeutschen 
Entwicklungsdivergenzen. Man könnte sagen, dass im Zuge der deutschen Einheit der 
Dammbruch erfolgte, mit dem Exklusion zur dominanten Strategie der Bearbeitung sozialer 
Probleme wurde. 
 
Zur Vorgeschichte der heutigen Verfassung des Arbeitsmarkts 
Um dies zu veranschaulichen, ein kurzer Blick auf die Prosperitätsphase der 1950er und 
1960er Jahre, die mit einer weltwirtschaftlichen Dynamik der kapitalistischen Industrieländer 
zusammenhing. Nach Abbau der Nachkriegsarbeitslosigkeit in den 1950er Jahren sank die 
Arbeitslosenquote unter die Vollbeschäftigungsmarke von ca. 3 Prozent. In den drei Konjunk-
turzyklen von 1950 bis 1975 blieb sie dann vergleichsweise niedrig, vor allem aber war sie 
von qualitativ anderer Art: es handelte sich fast ausschließlich um kurze Sucharbeitslosigkeit, 
der Anteil von Personen mit anhaltender Arbeitslosigkeit war gering (vgl. Abb. 2). Ursachen 
erwerbsbezogener sozialer Exklusion bestimmter Gruppen waren in den 1960er Jahren über-
wiegend Modernisierungsrückstände (z.B. in der ländlichen Gesellschaft), während die heute 
entstehende Segregation ein Ergebnis beschleunigter Modernisierung ist.  
Die Entwicklung in den 1950er und 1960er Jahren hatte zunächst eine hohe Dynamik der 
„fordistischen“ Sozialökonomik3 zur Voraussetzung. Hohe Wachstumsraten der Produktivität, 
des Bruttoinlandsprodukts und des Welthandels (vor allem zwischen den entwickelten kapita-
listischen Industrieländern) gingen mit ebenso hohen Wachstumsraten der Einkommen der 
Arbeitnehmer und der Investitionen einher, tendenziell herrschte ein wachsender Arbeitskräf-

                                                 
2  Vgl. Alda, Hauss, Land Willisch (2004), Busch, Land (2006). Aus unserer Sicht können moderne Gesellschaften keine 

„reine“ Ausgrenzung praktizieren, sondern nur sozial selektive Integration. Daher ist der sekundäre Integrationsmodus 
der einzige endogen entstandene Weg, auf dem Exklusion entstanden ist. Land (2004).  

3  Unter fordistischer Sozialökonomik verstehe ich einen Entwicklungstyp des Kapitalismus, bei der Massenproduktion und 
Massenkonsum über steigende Arbeitnehmereinkommen gekoppelt sind. Die Steigerungsraten der Produktivität, der Ein-
kommen und des Bruttoinlandprodukts sind mittelfristig etwa gleich, d.h. Arbeit und Kapital partizipieren bezogen auf 
die Einkommen etwa gleichgewichtig an der wirtschaftlichen Entwicklung. Die Produktivitätsgrundlage dieses Entwick-
lungstyps ist die economy of scale.  
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tebedarf. Unter solchen Voraussetzungen war die Arbeitslosenquote niedrig, Langzeitarbeits-
losigkeit die Ausnahme.  
 
Abb. 1: Arbeitslosenquote in Deutschland 1950-2004 (eigene Graphik, Datenquellen: 
Statistisches Bundesamt, IAB und Statistische Jahrbücher der DDR 1955-1960/61)  

 
 
Arbeitslosigkeit hatte in der Prosperitätsphase bis 1975 im Wesentlichen zwei Gründe: Ers-
tens sind es konjunkturelle Schwankungen (z.B. 1966/67), die in einer Phase von Sucharbeits-
losigkeit durch Arbeitslosengeld und Unterstützung bei der Suche (Vermittlung) überbrückt 
werden müssen und können. Zweitens führt der Strukturwandel zur Freisetzung von Arbeits-
kräften in schrumpfenden Branchen und Berufen und zum Entstehen neuer Arbeitsplätze in 
anderen wachsenden Branchen und Berufen. Solche Szenarien entwickeln sich typischerweise 
regional differenziert, also strukturbestimmende Wirtschaftspotenziale gehen in einer Region 
verloren, neue entstehen meist in anderen Regionen (Beispiele: Werftenkrise, Ruhrgebietskri-
se). Die Bewältigung dieser Krisen ist mit den einfachen Mitteln von Sucharbeitslosigkeit und 
Überbrückung nicht möglich. Dafür entstand in der BRD der 1960er und 1970er Jahre ein 
vielschichtiges System der aktiven Arbeitsmarktpolitik und der regionalen Wirtschaftsförde-
rung. Ersteres war darauf ausgerichtet, mit Umschulungen, Qualifizierungen, Frühverrentung 
und ggf. auch Mobilitätshilfen für die jüngeren Arbeitnehmer eine Brücke in neue Beschäfti-
gung in Wachstumsbranchen bzw. wachsend nachgefragten Berufen zu bauen, ggf. auch ver-
bunden mit Ortswechsel. Später kamen Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen als Brücken hinzu, 
die die Beschäftigungsfähigkeit der Arbeitnehmer erhalten oder auch die Brücke in den Ruhe-
stand verlängern sollten. Die regionale Wirtschaftsförderung andererseits sollte dazu beitra-
gen, dass in Regionen, die im Zuge des Strukturwandels wichtige Potenziale verloren, 
zugleich auch neue entstanden. Dies ist ein langwieriger Prozess, der in einigen Fällen funkti-
onierte, in anderen weniger. 
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Aus heutiger Sicht muss man sagen, dass dieses System für die Bewältigung von Krisen in 
der Prosperitätsphase im Wesentlichen funktionierte. Das in dieser Zeit entstandene sozio-
ökonomische Entwicklungsmodell verband wirtschaftliche Dynamik mit wachsender Teilhabe 
in einer historisch bestimmten Form: Teilhabe über steigende Arbeitnehmereinkommen, 
wachsende Konsumtion, Verkürzung der Arbeitszeit und standardisierte Mitbestimmungs-
formen: Mit gewissen Einschränkungen gehörte auch eine wachsende Teilhabe an Bildung 
und Kultur dazu, die vor allem in der sozialen Aufwärtsmobilität der nachwachsenden Gene-
ration Ausdruck fand. Damit wurden soziale Unterschiede zwar nicht aufgehoben, aber in 
diesem Entwicklungsmodus war soziale Differenzierung mit sozialer Integration vereinbar. 
Der Grundmodus der Bearbeitung dabei entstehender sozialer Probleme war die Integration in 
dieses Entwicklungs- und Teilhabemodell, vermittelt über Erwerbsarbeit.4 
Diese Situation änderte sich mit dem Umbruch der 1970er Jahre, der weltwirtschaftlich da-
durch gekennzeichnet ist, dass die lange Phase der Prosperität in eine lange Phase überwie-
gend rezessiver Wirtschaftsentwicklung überging, die bislang drei Konjunkturzyklen andau-
ert. Zunächst gingen die Wachstumsraten zurück, die Freisetzung von Arbeit durch steigende 
Produktivität wurde größer als die Bindung neuer Arbeitskräfte durch Erweiterungsinvestitio-
nen; es entstand ein Defizit an Arbeitsplätzen (oder ein Überschuss an Arbeitspotenzial), das 
in jeder zyklischen Krise (1982, 1993 und 2003) zu einem wachsenden Sockel an Arbeitslo-
sen führte. Die Dauer der Arbeitslosigkeit und der Anteil an Langzeitarbeitslosen (Dauer über 
12 Monaten) nahmen zu (Abb. 2). Zunächst waren die entsprechenden Sozialsysteme — die 
Arbeitslosenversicherung und die aktive Arbeitsmarktpolitik — noch in der Lage, die mit der 
wachsenden Arbeitslosigkeit verbundenen sozialen Probleme mit einem „Modus der Integra-
tion“ zu bearbeiten. Die Zahl der Fälle stieg, die öffentlich geförderte Beschäftigung z.B. in 
Form von ABM nahm zu, natürlich stiegen auch die damit verbundenen Kosten. Schon in den 
1980er Jahren wurde aber erkennbar, dass regional und in bestimmten sozialen Gruppen Prob-
lemlagen entstanden, die sich durch die eingeübten Integrationsverfahren nicht auflösten. Es 
entstand Langzeitarbeitslosigkeit5 und auch die Zahl der Sozialhilfeempfänger stieg deutlich 
an.  

                                                 
4  Die Kehrseite dazu war allerdings, dass Personen, die andere Lebensmodelle, zur Erwerbsarbeit- und Konsumgesellschaft 

nicht passende Lebensmodelle verfolgten, unter Konformitätsdruck standen und durchaus von ideologischer und politi-
scher Ausgrenzung bedroht waren. Es soll auch nicht unerwähnt bleiben, dass es bei der Ausdifferenzierung dieses Ent-
wicklungsmodells auch eine Reihe von Modernisierungsrückständen gab, die ebenfalls soziale Benachteiligung bis zur 
Ausgrenzungen zur Folge hatten. Die Diskriminierung von Frauen, vor allem im Erwerbssystem, Probleme in der Land-
bevölkerung und die Integrationsdefizite von Menschen mit anderer ethnischer Herkunft wären hier zu nennen. Auch sie 
sind aber nicht unmittelbar dem ökonomischen Entwicklungs- und Erwerbsmodell zuzurechnen. Hier wäre auch der Mo-
dernisierungsrückstand im System der Sozialhilfe anzuführen, das immer noch als Fürsorgesystem konzipiert war und ist 
und das zumindest für Personen, die langjährig auf Sozialhilfe angewiesen waren, nur eingeschränkte Partizipation an der 
wirtschaftlichen Entwicklung des Lands ermöglichte. Diese Formen der Benachteiligung oder Ausgrenzung sind aber 
nicht notwendige Elemente des weltwirtschaftlichen Entwicklungsmodells der 1960er Jahre, wie man z.B. an Industrie-
ländern sieht, in denen Frauen viel weniger diskriminiert wurden. Sie haben ihre Ursache nicht in den ökonomischen 
Entwicklungsbedingungen, sondern in kulturellen Modernisierungsdefiziten Deutschlands. 

5  Zur Messung von Langzeitarbeitslosigkeit ist zu sagen, dass die Statistik mit einer ununterbrochenen Arbeitslosigkeit von 
12 Monaten und mehr operiert. Diese Kennziffer brachte schon früher nur unzureichend die Problemlage der sozialen 
Segregation zum Ausdruck, weil die Zeit nach jeder kurzen Unterbrechung der Arbeitslosigkeit wieder von Null gemes-
sen wird. Personen, die einen für den sekundären Integrationsmodus typischen unterbrochenen Erwerbsverlauf aufwei-
sen, also zwischen Arbeitslosigkeit, Maßnahmen wie ABM, SAM, Umschulungen oder derzeit Ein-Euro-Jobs und zum 
Teil auch kurzfristigen meist atypischen Beschäftigungen wechseln, erscheinen nicht als langzeitarbeitslos, weil jede die-
ser Maßnahmen die Arbeitslosigkeit unterbricht. Seit den Arbeitsmarktreformen 2005 wird ein Regime der Fallbearbei-
tung praktiziert, das vorsieht, dass Arbeitslose unter 25 Jahren nicht länger als drei Monate hintereinander arbeitslos sein 
sollen. Das bedeutet, dass sie spätestens nach Ablauf dieser Frist in eine Trainingsmaßnahme, einen Ein-Euro-Job o.ä. 
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Abb. 2: 

 
Tendenziell aber konnte das System der Bearbeitung von Arbeitslosigkeit durch Integration in 
das Erwerbssystem die in den 1980er und 1990er Jahren entstehenden Probleme nicht mehr 
bewältigen. Grundvoraussetzung für sein Funktionieren war nämlich, dass zumindest mittel-
fristig die Zahl der Arbeitskräfte und die der Arbeitsplätze im Gleichgewicht sind. In dem 
Maße, in dem sich die Lage am Arbeitsmarkt davon entfernte, um so mehr verkehrte sich der 
Sinn der Arbeitsmarkpolitik, die eigentlich Integration sicherstellen sollte, indem sie Brücken 
aus der Arbeitslosigkeit in neue Erwerbstätigkeit baute. Für einen noch kleinen, aber eben 
wachsenden Teil der Arbeitslosen gab es diese Brücken nicht mehr, Arbeitslosigkeit wurde in 
Form von Langzeitarbeitslosigkeit ein Endzustand – mit den entsprechenden Folgen sozialer 
Desintegration. Gleichzeitig wuchsen die Kosten, während die Einnahmen sanken. Fast alle 
Sozialsysteme waren und sind noch an die Erwerbsarbeit gebunden und finanzierten sich als 
Sozialversicherung durch Umlagen aus den Arbeitnehmereinkommen (zu denen ökonomisch 
auch die Arbeitgeberbeiträge gehören). Steigende Ausgaben bei sinkenden Einnahmen waren 
daher auch der ideologische Pfad, auf dem sich Forderungen nach einem Strategiewechsel, 
nach einer Begrenzung und einem Abbau des Sozialstaats politisch ausbreiteten. 

                                                                                                                                                         
gesteckt werden. Faktisch können sie also als Langzeitarbeitslose in der Statistik gar nicht mehr vorkommen, obwohl sie 
sich vielleicht über Jahre schon in einer Schleife aus Arbeitslosigkeit und Maßnahmen befinden. Bei Arbeitslosen über 25 
ist das grundsätzlich ähnlich, nur sind die Abstände zwischen den Maßnahmen länger. Daher lässt sich soziale Ausgren-
zung im sekundären Integrationsmodus mit den Zahlen der Arbeitsmarktstatistik nicht messen, dazu sind eigene Analy-
sen von Erwerbsverläufen im Längsschnitt erforderlich. Die Quote der im sekundären Integrationsmodus sozial ausge-
grenzten Erwerbstätigen liegt jedenfalls deutlich höher als die Quote der Langzeitarbeitslosen, sie liegt nach unseren Er-
hebungen für den Zeitraum 1996 bis 2002 auch deutlich über der Arbeitslosenquote, nämlich zwischen 27 und 35 Prozent 
in Ostdeutschland. Rechnet man prekäre Beschäftigung hinzu handelt es sich um fast die Hälfte der Erwerbstätigen. Vgl. 
Alda u.a., Land, Willisch, SOEB.  



 7

Die Institutionen der Arbeitsmarktregulierung entsprachen den Bedingungen einer dynami-
schen Prosperität, aber sie waren inkompatibel zu den Problemen einer Phase mit überwie-
gend rezessiver Wirtschaftsentwicklung. Analoges gilt im Prinzip auch für die anderen an die 
Erwerbsarbeit gekoppelten Sozialsysteme. Seit die Arbeitslosigkeit wächst und die Arbeit-
nehmereinkommen stagnieren sind alle Sozialsysteme in einer anhaltenden Finanzkrise. Unter 
diesen Bedingungen gab es gegensätzliche Strategien zur Bewältigung dieser Inkompatibili-
tät. Ein möglicher Weg wäre gewesen, den Modus sozialer Integration durch Erwerbsarbeit 
im Grundsatz beizubehalten, aber durch eine „gerechte“ Verteilung der tendenziell sinkenden 
Erwerbsarbeit zu ergänzen. Arbeitszeitverkürzung schien das Gebot der Stunde und Akteure, 
die diese politische Linie verfolgten, haben in den 1980er und noch den 1990er Jahren inten-
siv darum gekämpft. Nun hätten deutlich sinkende Arbeitszeiten bei mehr oder weniger vol-
lem Lohnausgleich in einer Phase anhaltender Prosperität wahrscheinlich durchgesetzt werden 
können, nicht aber in einer anhaltend rezessiven Wirtschaftslage, in der die Spielräume für 
wachsende Realeinkommen nicht gegeben waren.  
Allerdings war die Position der Gewerkschaften bei der Arbeitszeitverkürzung selbst wider-
sprüchlich. Soweit es um eine allgemeine Verkürzung der Arbeitszeit geht, vertraten sie 
durchaus das allgemeine Interesse aller Arbeitnehmer, sofern sie eine Umverteilung der Er-
werbseinkommen zugunsten der Arbeitslosen dabei aber zugleich grundsätzlich ausschlossen 
(voller Lohnausgleich), verteidigten sie Interessen der Arbeitsplatzinhaber gegen die der Ar-
beitslosen. Und indem sie auch noch Schritte forderten oder unterstützten, die die Exklusion 
bestimmte Arbeitnehmergruppen zu Gunsten anderer vorsahen, betrieben sie selbst eine auf 
Segregation orientierte Strategie, z.B. bei den Vorruhestandsregelungen, die auf eine selektive 
Aussonderung bestimmter Arbeitnehmer hinauslaufen. Auch wenn dies sozialverträglich aus-
sieht handelt es sich um eine Segregationsstrategie. 
In den späten 1970er und den 1980er Jahren organisierte sich der Widerstand der Unterneh-
mer und Vermögensinhaber gegen steigende Lohnkosten und Sozialausgaben. Deren Position 
gewann zwar erst in den 1990er Jahren die Oberhand, aber sie war schon in den 1980er Jahren 
stark genug, den Status quo im Hinblick auf die Arbeitszeit weitgehend zu erhalten und ein 
Konzept der Sicherung von Vollbeschäftigung durch gerechte Umverteilung der Arbeitszeit 
auf alle Arbeitnehmer zu verhindern.  
Der andere Weg war, die steigende Arbeitslosigkeit und die damit verbundene selektive Wir-
kung von Marktallokationen zu benutzen, um durch Lohndruck und Kostensenkungen eine 
Umverteilung der Lasten der Rezession auf die unteren Einkommensgruppen und die Arbeits-
losen durchzusetzen. Dieser zunächst ideologische Bruch mit der Entwicklungslinie der 
Nachkriegszeit wurde mit Globalisierungszwängen und einer Ideologie des Standortwettbe-
werbs kommuniziert. Mit einer solchen Strategie war der bisherige sozioökonomische Ent-
wicklungsmodus, Integration durch Teilhabe, nicht vereinbar. 
Die achtziger Jahre brachten ein „Patt“ zwischen beiden Lagern – was wohl einer der Gründe 
für die vielerorts beklagten Reformblockaden der Regierungszeit von Kanzler Kohl darstellte. 
Gerade die „Erfolge“ der Regierung Kohl erklären sich aus dem geschickten Manövrieren in 
Pattsituationen, die eine Reorganisation der sozioökonomischen Institutionen der Bundesre-
publik in der einen wie in der anderen Richtung nicht durchsetzbar machte (vgl. Land 1999: 
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Reformpolitik in Zeiten der Depression) und daher diejenigen zum Zuge kommen ließ, die die 
laufende kleinteilige Reparatur einem Umbau vorzogen. 
 
Paradigmenwechsel in den 1990er Jahren 
Der Dammbruch ereignete sich in Folge der deutschen Einheit. Zunächst führten der Beitritt 
der DDR zur BRD und die Eingliederung der DDR in das westdeutsche Wirtschafts- und So-
zialsystem dazu, dass die blockierten Reformen in Westdeutschland um weitere ca. 7 Jahre 
verschoben werden konnten. Der Vereinigungsboom und der Institutionentransfer, die mit der 
deutschen Einheit verbundene Kreditaufnahme und die Probleme im Osten überdeckten den 
Handlungsbedarf bei der Reorganisation der Sozialsysteme, aber auch auf fast allen anderen 
Feldern. Zudem entstand der Eindruck, als seien die Probleme des deutschen Wirtschafts- und 
Sozialmodells vor allem durch die deutsche Einheit bedingt und würden sich mit der „Vollen-
dung“ der Einheit von selbst lösen – was teilweise eine Selbsttäuschung, teilweise eine ideo-
logische Manipulation darstellte. 
Bezogen auf unseren zentralen Punkt, die Arbeitsmarktpolitik, ist zunächst zu konstatieren, 
dass das System der passiven und aktiven Arbeitsmarktpolitik, das in Prosperitätsphasen im 
Wesentlichen angemessen funktionierte, aber schon in der Rezession der 1980er Jahre wach-
sende Funktionsprobleme aufwies, komplett nach Ostdeutschland übertragen wurde. Qualita-
tiv wurde nichts wesentlich geändert (dazu war auch keine Zeit), es wurde allerdings quantita-
tiv enorm ausgeweitet, weil man im Osten einen Vereinigungsschock mit schnell steigender 
und sehr hoher Arbeitslosigkeit erwartete. Statt also Erwerbsarbeit und Arbeitslosigkeit in 
einer für längere Rezessionszeiten und die hinzukommenden Probleme der deutschen Einheit 
in angemessener Weise neu zu regulieren, wurde ein für die zu lösenden Probleme weder ge-
schaffenes noch geeignetes System aufgebläht und damit sturmreif gemacht.  
Das System der Überbrückung durch Arbeitslosengeld und des Brückenbaus durch Umschu-
lung, ABM und geförderte Beschäftigung, das eigentlich dazu da war, konjunkturelle 
Schwankungen auszugleichen und Strukturwandel zu verarbeiten, sollte nun die mit der Integ-
ration Ostdeutschlands verbundenen Probleme am Arbeitsmarkt bearbeiten und lösen. Dies 
wäre m.E. in Zeiten lang anhaltender Prosperität und schnell expandierender Märkte (Welt-
märkte und Binnenmärkte!) möglich gewesen, wenn auch nicht ohne Komplikationen. Denn 
dann hätte es die Chance gegeben, die Wirtschaftspotenziale der DDR rasch zu modernisie-
ren, sie in wachsende Märkte einzugliedern, eine flächendeckende Deindustrialisierung zu 
vermeiden und verloren gegangene Potenziale bald durch neu aufgebaute zu ersetzen. In der 
Phase einer langen Rezession aber standen die Zeichen anders. Es ging nicht um expandie-
rende Märkte, sondern um Standortwettbewerb, nicht um die Verteilung von Zuwächsen, 
sondern um die Umverteilung von Verlusten. In vielen Bereichen – und zwar gerade denen, 
die die Mehrzahl der DDR-Industrie betrafen – standen Schrumpfungsprozesse auf der Ta-
gesordnung. Das zwangsläufige Ergebnis des beschrittenen Wegs war, dass die Schrumpfung 
so weit als möglich durch den Abbau von Kapazitäten in Ostdeutschland (Deindustrialisie-
rung) erfolgte. Damit etablierte sich eine geteilte Wirtschaftsentwicklung, ein geteilter Ar-
beitsmarkt und als Kehrseite eine verfestigte Abhängigkeit des Ostens von Transfers und Lie-
ferungen aus dem Westen Deutschlands.  
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Die im Vereinigungsschock entstandene Arbeitslosigkeit ging kaum zurück, aus dem 
„Schock“ wurde ein Dauerproblem. Damit aber veränderte sich die Funktionsweise der Bear-
beitung von Arbeitslosigkeit, und zwar zunächst unintendiert und ohne eine relevante Verän-
derung der Institutionen und Regelungen: es entstand eine Funktionsweise, die wir „sekundä-
ren Integrationsmodus“ oder auch „sekundäre Arbeitsmarktintegration“ nennen. Der grundle-
gende Funktionsmodus, Arbeitslosigkeit durch Maßnahmen zur Integration in das Erwerbs-
system zu lösen, blieb formell erhalten, aber er wurde faktisch reiner Schein. Da kaum Ar-
beitsplätze vorhanden und der erste Arbeitsmarkt weitgehend verschlossen waren, führten die 
„Brücken“ in der großen Mehrzahl der Fälle wieder in die Arbeitslosigkeit. Dann wurde wie-
der eine Brücke gebaut usw. Es entstanden die für die zweite Hälfte der 1990er Jahre bis 2004 
typischen „Maßnahmeschleifen“. Arbeitslosigkeit, Umschulungen und Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen wechselten sich ab. Davon war mehr als ein Drittel der ostdeutschen Erwerbstä-
tigen betroffen, regional bis zu 50 Prozent. Formell funktioniert dieses Verfahren als Integra-
tion, faktisch aber handelt es sich um Integration in eine andere Welt außerhalb der Erwerbs-
arbeit, die wesentliche Teilhabedimensionen – Aufstiegsmöglichkeiten, wachsende Erfah-
rung, wachsendes Einkommen, Aufbau einer langfristigen Lebensperspektive – gerade aus-
schließt. Sekundäre Integration ist der spezifische Mechanismus der Ausgrenzung von über-
flüssigen Bevölkerungsteilen aus den auf Erwerbsarbeit aufbauenden Teilhabedimensionen. 
Exklusion wird vermittelt und verarbeitet durch Integration in ein sekundäres transferfinan-
ziertes System fiktiver oder auch simulierter Erwerbsarbeit.  
Damit war die Umstellung eines nicht mehr funktionierenden Systems der Integration durch 
Teilhabe auf ein System der Exklusion durch sekundäre Integration zunächst faktisch vollzo-
gen, eine neue und spezifische Gestalt der sozialen Segregation etabliert. Die Arbeitsmarktre-
formen (Hartz I bis Hartz 4) haben dies formell nachvollzogen und institutionell verfasst. Das 
Patt der 1980er Jahre war überwunden, die marktliberale Strategie der Krisenbewältigung 
durch soziale Segregation hatte sich durchgesetzt. In der Folge gelang es, mit dem Druck der 
Arbeitslosigkeit und dem Schreckgespenst der Globalisierung eine deutlich hinter der Produk-
tivitätsentwicklung zurückbleibende Lohnentwicklung zu erzwingen, die Sozialsysteme damit 
noch mehr unter Druck zu setzen und eine Umverteilung zu Gunsten der Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen durchzusetzen. Niemals lag die Steigerung der Unternehmensein-
kommen so deutlich über der Steigerung der volkswirtschaftlichen Produktivität wie seit 2004 
– und niemals lag die Steigerung der Arbeitnehmereinkommen so deutlich unter der Produk-
tivitätsentwicklung. 
Meines Erachtens ist die soziale Segregation, die Erzeugung überflüssiger Erwerbsbevölke-
rung, das zentrale Problem dieser „Wende“ in der Entwicklung des deutschen Nachkriegska-
pitalismus, der einen Rückfall hinter den emanzipatorischen Fortschritt der Nachkriegszeit 
darstellt. Damit wurde nämlich eine der wichtigsten sozialen Errungenschaften des späten 20. 
Jahrhunderts, die Durchsetzung eines Systems der halbwegs gleichen Teilhabe der Lohnarbeit 
an der Entwicklung der Produktivität und des Reichtums, ausgehebelt und soziale Segmentie-
rung als ein vormodernes Prinzip wieder etabliert.  
 
Soziale Segregation (im Unterschied zu funktionaler Differenzierung) aber zerstört das Fun-
dament moderner Gesellschaften. Armut in entwickelten kapitalistischen Gesellschaften ist 
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eine Komponente und Folge sozialer Segregation. Im Mittelpunkt der Auseinandersetzung 
muss daher die Überwindung dieses Systems sekundärer Integration stehen. Eine Bekämp-
fung der Armut, die nicht auf die Überwindung des Segregationsmechanismus selbst zielt, 
könnte den Effekt haben, die Segregation als Prinzip hinzunehmen und nur die Bedingungen 
für das Leben im modernen Getto erträglicher zu machen. Armutsbekämpfung ist natürlich 
nicht falsch, aber als strategische Orientierung nicht ausreichend. 
 
 
2. Perspektiven der Entwicklung der Arbeitsmarktsituation in den kommenden Jahren 
 
Die Frage nach einer strategischen Neuorientierung der Arbeitsmarktpolitik — in deren Zent-
rum die Überwindung sozialer Segregation des Arbeitsmarkts steht — kann nicht unabhängig 
von der Frage beantwortet werden, welche Entwicklungstendenzen mittel- und langfristig 
erwartet werden können. Dabei geht es um zwei Aspekte. Erstens: Wird die seit drei Kon-
junkturzyklen andauernde rezessive bzw. depressive Wirtschaftsentwicklung weiter andauern 
oder ist eine Erholung, ggf. sogar der Übergang in eine langfristig wieder dynamische Ent-
wicklung denkbar? 
Zweitens: Welche Wirkungen wird die demographische Entwicklung der nächsten Jahre auf 
den ostdeutschen Arbeitsmarkt haben? 
 
Chancen für eine neue Phase dynamischer Wirtschaftsentwicklung? 
Man könnte zunächst sagen, dass lang anhaltende Rezessionslagen in der überschaubaren 
Geschichte der kapitalistischen Welt- und Nationalökonomie (also etwa seit 200 Jahren) im 
Prinzip drei Konjukturzyklen6 dauerten (1814-1842, 1870-1893, 1928-1949) und dann von 
Phasen dynamischer Entwicklung (1843-1869, 1896-1913, 1949-1975) abgelöst wurden, die 
im Mittel auch drei Konjunktuszyklen umfassten. Rein statistisch wäre es also denkbar, dass 
der derzeit beobachtbare konjunkturelle Aufschwung nicht nur eine kurze Unterbrechung ei-
ner weiterhin depressiven Lage ist, sondern der Beginn der Erholung, dem gegebenenfalls 
auch eine Phase längerfristiger dynamischer Entwicklung folgen könnte.  
Allerdings kann dieser historische Vergleich nur ein Hinweis sein, kein wirkliches Argument. 
Denn aus dem Ablauf in der Vergangenheit folgt nicht zwangsläufig, dass es wieder genauso 
kommt. Es könnte ja auch sein, dass die seit den 1980er Jahren andauernde Depression auf 
der Basis der kapitalistischen Wirtschaftsordnung grundsätzlich nicht überwindbar ist. Man 
muss daher über konjunkturelle Überlegungen hinaus nach den fundamentalen Bedingungen 
für eine neue Phase dynamischer Entwicklung fragen. 
Aus meiner Sicht liegt die Ursache für lange Rezessionen in der Erschöpfung der spezifischen 
Entwicklungspotenziale, auf denen eine vorangegangene Dynamik basierte. Für die Nach-
kriegsökonomie war dies – vereinfacht gesagt – die fordistische Massenproduktion, die über 
wachsende Lohneinkommen und einen wachsenden Weltmarkt die Produktivitätsressource 

                                                 
6  Mit Konjunkturzyklen sind in diesem Text immer so genannte Juglarzyklen, also Zyklen mittlerer Länge gemeint, die 

etwa 7 bis 11 Jahre dauern.  
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der economie of scale als Basis für Produktivitätssteigerungen und Wirtschaftswachstum e-
tablierte. Steigende Lohneinkommen und wachsende internationale Arbeitsteilung waren e-
benso Voraussetzungen für das Funktionieren wie Sozialsysteme, die auf der Erwerbsarbeit 
der fordistischen Massenproduktion basierten, von wachsenden Lohneinkommen gespeist 
wurden und mit denen die spezifischen sozialen Probleme und Risiken bearbeitet werden 
konnten. 
Der Übergang aus der 25 Jahre dauernden „immerwährenden“ Prosperität in die Rezession 
hängt mit Bedingungen zusammen, die die Logik der economie of scale begrenzten und als 
Basis des diesen Typs wirtschaftlichen Wachstums untergraben haben. Das fordistische Mo-
dell wirtschaftlicher Entwicklung funktioniert nur stabil, wenn der reale Aufwand der Mas-
senproduktion volkswirtschaftlich langsamer wächst als die Massenproduktion selbst. Bis in 
die 1960er Jahre galt dies in hohem Maße, dann aber änderten sich die Kosten für Energie, 
Rohstoffe und schließlich für ökologische Ressourcen. Bezogen auf Energie, Rohstoffe und 
ökologische Ressourcen hat sich seit den 1970er Jahren weltwirtschaftlich eine umgekehrte 
„economy of scale“ entwickelt und entwickeln müssen:  je mehr von diesen Ressourcen ver-
braucht und beansprucht werden, desto höher werden ihre Preise, die Kosten steigen schneller 
als die Produktion, weil wir bei vielen dieser Ressourcen an oder häufig sogar über der Trag-
fähigkeitsgrenze operieren, so bei den CO2-Emissionen. Eine Steigerung der Produktion senkt 
also bezogen auf diese Ressourcen nicht mehr die Kosten pro Stück, sondern lässt sie steigen. 
Je höher der Anteil dieser Komponenten ist, desto weniger wirksam wird der Produktivitätsef-
fekt der economy of scale per Saldo. Die sinkende Ressourcenproduktivität untergräbt die 
Effekte der Arbeitsproduktivität und der fordistische Entwicklungspfad erschöpft sich. Die 
Produktivitätssteigerung durch Massenproduktion muss, wenn es weiterhin wirtschaftliche 
Entwicklung geben soll, durch eine Logik der Produktivitätsentwicklung durch Senkung des 
Verbrauchs dieser Ressourcen abgelöst werden. Der Verbrauch von Energie, Rohstoffen, 
Umweltbelastungen und ähnlichen ökologischen Ressourcen aller Art müsste schneller sinken 
als die Produktion steigt – so könnte die Logik eines theoretisch denkbaren neuen Entwick-
lungspfads lauten. Dies allerdings ist nicht schon durch ein paar Regulierungsinstrumente und 
Umweltgesetzte zu erreichen. Ein ökologischer Pfad wirtschaftlicher Entwicklung erfordert 
sowohl den Umbau des gesamten Systems der Kapitalverwertung und der Erwerbsarbeit und 
ihrer regulierenden Institutionen als auch des Kapitalstocks, also der Produktionsmittel, Infra-
strukturen, Energienetze usw.  
Zunächst dauert es lange, bis die Vielzahl der in einem wirtschaftlichen Entwicklungsmodell 
operierenden Akteure dies lernen, und dann erfordert der Umbau selbst einen Zeitraum, der 
mehrere Konjunturzyklen umfassen dürfte. Jeder historisch konkrete Entwicklungspfad hat 
besondere natürliche soziale und technische Voraussetzungen und damit auch spezifische 
Grenzen, die nur durch einen Umbau des gesamten institutionellen, sozialen und technischen 
Settings überwunden werden können – bis Jahre später wieder andere Grenzen erreicht und 
ggf. überwunden werden. Dies ist letztlich der Grund, weshalb es „lange Wellen“ wirtschaft-
licher Entwicklung und wiederkehrende lange Rezessionen gibt, die nicht durch die Deklara-
tion einer „allgemeine Krise“ der Menschheit, des Kapitalismus oder der westlichen Kultur 
erklärt werden können, sondern genauer historischer und sozialwissenschaftlicher Analyse 
bedürfen. Die Grenzen des fordistischen Produktivitäts- und Wachstumsregimes führen m.E. 
weder zum Untergang des Kapitalismus noch auf einen endgültig nachhaltigen und dann im-
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merwährenden Entwicklungspfad, sondern zunächst in eine Krise dieses Entwicklungsmo-
dells, in eine längere Rezessionsphase. Erst in deren Verlauf finden die Akteure (vielleicht!) 
Wege zu einem anderen Entwicklungsmodus, der Entwicklungsschranken bis auf weiteres 
überwindet. 
Das erste Anzeichen für die Entwicklungsgrenzen des Fordismus war die Veränderung der 
Terms of Trade zu Ungunsten der Fertigprodukte und zu Gunsten von Energieträgern und 
Rohstoffen, die in den späten 1960er Jahren begann und in der Ölkrise 1975 ihren dramati-
schen Ausdruck fand. Damit gerieten aber auch die bis in die 1960er Jahre etablierte interna-
tionale Arbeitsteilung und Weltmarktorganisation, speziell die internationalen Finanz- und 
Währungssysteme in Turbulenzen. Der bisherige Entwicklungspfad schien nicht mehr so si-
cher, die Investitionen in die fordistische Massenproduktion und in Industrien, die die dafür 
erforderlichen Produktionsmittel herstellten (dies macht einen großen Teil der deutschen In-
dustrieproduktion aus, vor allem im Maschinebau und der Elektroindustrie), gingen zurück. 
Rationalisierungsstrategien dominierten Wachstumsstrategien. Das Weltmarktregime stellte 
sich im Laufe der 1980er und 1990er Jahre um, aber nicht unmittelbar auf einen neuen Ent-
wicklungspfad, sondern auf ein anderes, für Rezessionszeiten typisches Wettbewerbsregime. 
Während der Wettbewerb zwischen den entwickelten Industrieländern in der Prosperitätspha-
se auf die Verteilung der Wachstumseffekte einer Produktivität fördernden internationalen 
Arbeitsteilung zielte (also als  Positivsummenspiel funktionierte, bei dem alle mehr oder we-
niger gewinnen konnten7), orientierte sich der internationale Wettbewerb seit den 1980er Jah-
ren auf den „Standortwettbewerb“, also einen Modus, bei dem der Gewinn des einen durch 
Verdrängung, Verlust des anderen erreicht wird (Weltmarkt als Null- oder Negativsummen-
spiel). Auch und gerade die deutsche Strategie der Bewältigung der Rezession zielte darauf, 
durch überproportionale Kostensenkungen (Lohnbegrenzung) den eigenen Weltmarktanteil zu 
Lasten anderer zu vergrößern, also Exportweltmeister zu bleiben, ohne zugleich Importwelt-
meister sein zu wollen.  
In der seit Mitte der 1970er Jahre anhaltenden langen Rezession (die Gutachten der Wirt-
schaftsinstitute sprechen von Wachstumsschwäche) führen die zyklischen Wirtschaftskrisen 
(1982, 1993, 2003) nicht zu einer Wiederherstellung der vorherigen Dynamik, sondern zu 
einer nur schleppenden Erholung mit niedrigen Produktivitäts- und BIP-Wachstum, denen 
bald der nächste Abschwung folgte. Die Aufschwünge wurden kürzer und schwächer, die 
zyklischen Rezessionen länger und tiefer; es besteht in solchen Lagen zusätzlich die Gefahr, 
dass Rezessionen in eine pathologische Depression8 mit deflationären Tendenzen übergehen.  

                                                 
7  Entwicklungsländer waren an dem Positivsummenspiel nur eingeschränkt beteiligt, trotzdem waren sie nicht rundweg die 

Verlierer.  
8  Man kann gute Argumente anführen, dass die Politik der deutschen Reichsbank und Regierung in der Weltwirtschaftskri-

se 1929-1933 in Deutschland aus einer Rezession eine Depression gemacht hat. Gleiches lässt sich vermutlich auch für 
die deutsche Zentralbank- und Regierungspolitik der 1970er und der 1990er Jahre sagen. Natürlich ist der Maßstab des 
„Fehlerhaften“ auch von den Interessenlagen abhängig, aus denen man sie beurteilt. Aus der Perspektive einer optimalen 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, an der alle sozialen Gruppen partizipierten, war eine Politik falsch, die schon zu 
Beginn der Rezession massiv intervenierte und Bereinigungsprozesse unterband und ein Absinken der Einkommen und 
ein Ansteigen der Arbeitslosigkeit durch expansive Haushaltspolitik möglichst ganz ausschließen wollte. Ebenso falsch 
war es, am Ende der Rezession daraus „die Lehren zu ziehen“, die Einkommen zu drücken und einen investitionsgetrie-
benen Aufschwung nach der Vereinigung gleich wieder auszubremsen. Beides aber ist in Deutschland passiert. Ende der 
1970er Jahre konnte in Deutschland eine Politik der mäßigen Einkommensbeschränkung (zur Bewältigung des mit der 
Ölkrise eingeleiteten Strukturwandels der Weltwirtschaft) und einer sozial verträglichen und gerechten Umverteilung von 
Arbeit nicht durchgesetzt werden, der Staat hat in den beginnenden langen Abschwung hinein massiv antizyklisch inter-
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Grundsätzlich führt der Weg aus einer Rezessionsphase in eine neue dynamische Phase nicht 
über die „Reparatur“ der mit dem bisherigen Entwicklungsmodell verbundenen Institutionen, 
sondern über die „Suche“ nach einem neuen Entwicklungspfad und dem dazu passenden insti-
tutionellen Setting. Neu ist ein Entwicklungspfad, der genau die Grenzen überwindet, die den 
vorherigen Pfad blockieren. Wenn die Hypothese richtig ist, dass der fordistische Entwick-
lungspfad vor allem an den überproportional steigenden Kosten für Energie, Rohstoffe und 
ökologische Ressourcen zum Erliegen kam, dann muss ein aus der Krise herausführender 
neuer Entwicklungspfad genau an diesem Punkt beginnen, also auf einer Entwicklungsdyna-
mik beruhen, bei der das Wachstum der Produktivität mit einem Rückgang des Verbrauchs 
dieser Ressourcen gekoppelt ist. Diejenigen Elemente des fordistischen Entwicklungsregimes, 
die in einen solchen Entwicklungspfad passen, können dann selektiv in ein solches neues Re-
gime eingebaut werden, so vielleicht auch wieder wachsende Einkommen und wachsender 
Konsum, aber eben nur dann, wenn diese mit sinkenden Aufwand an ökologischen Ressour-
cen gekoppelt sind – wobei es nicht bei vielen Ressourcen, z. B. gerade bei CO2 und das Kli-
ma schädigenden Gasen, nicht nur um relativ pro Einheit BIP sinkende Aufwendungen geht, 
sondern um eine weit gehende Reduzierung des absoluten Verbrauchs bzw. Emissionen im 
Weltmaßstab. Der Übergang auf einen neuen Entwicklungspfad setzt an sich einen Funkti-
onswechsel und Umbau des gesamten regulierenden Institutionensystems einschließlich der 
Weltmärkte, der Finanzsysteme, der Sozialsysteme voraus, auch der Typ der Erwerbsarbeit 
und die Konsumtionsweise der Bevölkerung müssen sich dabei verändern.  
Es hat lange gedauert, bis sich in der öffentlichen Diskussion der Standpunkt verbreitet hat, 
dass nur der Umbau in einen ökologischen Kapitalismus aus der Krise führen kann. Noch bis 
heute sind Positionen stark, die den ökologischen Umbau der Produktions- und Konsumti-
onsweise nicht als technologische, wirtschaftliche und soziale Produktivitätsrevolution hin zu 
einem neuen Entwicklungsmodell erkennen, sondern als Einschränkung oder Beschränkung 
wirtschaftlicher Entwicklung und dies je nach Orientierung begrüßen (Abschied vom Wachs-
tum) oder ablehnen (weil angeblich Wohnstand und Arbeitsplätze bedroht sind). 
Aber es scheint so, als ob sich das Blatt gerade derzeit wendet, und zwar nicht nur lokal oder 
national, sondern auch global. Gerade diejenigen, die Ökologie lange als wirtschaftsfeindlich 

                                                                                                                                                         
veniert, die Einkommenssteigerung über die Produktivitätsentwicklung hinausgetrieben und die Rezession verzögert, be-
vor sie überhaupt wirksam wurde. Damals wäre es richtig gewesen, das Staatsdefizit in möglichst engen Grenzen zu hal-
ten und den Druck auf den Strukturwandel nicht so stark abzufedern. Nur gab es damals kein Bewusstsein einer mögli-
cherweise kommenden langen Rezession: Politik würde aus der Perspektive einer „immerwährenden Prosperität“ ge-
macht, zu dem man möglichst im Handumdrehen zurück wollte. In den neunziger Jahren, am Tiefpunkt der langen Re-
zessionsphase, hatte man sich inzwischen an die immerwährende Rezession gewöhnt. Man glaubte zwar, dass man Geld 
mit Geld verdienen kann und empfahl den Leuten, ihr Geld an die Börse zu bringen. Jeder Ansatz zu einer realen wirt-
schaftlichen Dynamik aber wurde argwöhnisch mit Angst vor Inflation, Staatsverschuldung und steigenden Löhnen mas-
siv behindert. Zwar wäre es jetzt sinnvoll gewesen, die Prozesse zu stärken, die aus der Rezession heraus in die Erholung 
führen, also ein Zinsniveau deutlich unter der Wachstumsrate anzupeilen, Inflationsraten deutlich über der Wachstumsra-
te zuzulassen, ein zeitweiliges Anwachsen der Schuldenstandsquote (Schulden pro BIP) zuzulassen. Man hatte Angst, die 
Fehler der Vergangenheit zu wiederholen, also wurde eine Politik praktiziert, die die restriktiven Wirkungen der Rezessi-
on zu einer Zeit verstärkte, in der sich weltwirtschaftlich schon Zeichen der Erholung zeigten. Vereinfacht gesagt: die 
deutschen Regierungen haben zum richtigen Zeitpunkt das jeweils Falsche – oder zum falschen Zeitpunkt das Richtige 
getan. Die Unfähigkeit, mit sich in langen Zeiträumen verändernden Wirtschaftslagen umzugehen, zeigt sich insbesonde-
re an der deutschen Debatte über Staatsverschuldung. Hier geht es immer um das „absolute Maß“, z.B. die 3 Prozent, 
niemals um die Frage, in welchen Zeiten die Neuverschuldung deutlich geringer sein kann und soll, also eher unterhalb 
der Inflationsrate, und in welchen Zeiten sie eben deutlich darüber liegen kann und soll, um Regulierungswirkungen zu 
erreichen. Deutschland hat in guten Zeiten zu viel und in schlechten Zeiten zu wenig Schulden gemacht. 
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verdächtigten und nur in kleinster Dosis einführen wollten, sind auf dem Sprung, nun massiv 
in dieses neue Ross zu investieren, um dabei kräftig Geld zu verdienen.  
Nun bedeutet dies noch nicht, dass damit schon ein neuer Entwicklungspfad etabliert wäre, 
denn eine Vielzahl von institutionellen Voraussetzungen ist ungelöst. Zum Beispiel, wie sind 
die Weltmärkte in ein neues Entwicklungsregime einzubetten, wie nach wie vor aus dem Ru-
der laufende Finanzmärkte? Welcher Typ von Erwerbsarbeit könnte dazu passen, wie könnten 
zu einem solchen Entwicklungspfad passfähige Sozialsysteme aussehen, mit welchen Zielen 
und Mitteln wird Arbeitslosigkeit verarbeitet? Wie könnte ein Teilhabemodell aufgebaut wer-
den, in dessen Zentrum nicht mehr die Teilhabe über wachsenden Konsum an Massenproduk-
ten steht? Wenn wir überhaupt am Beginn eines neuen Entwicklungspfads stehen, dann an 
einem Anfang, dessen Voraussetzungen unzulänglich, eigentlich gar nicht gegeben sind. Die 
Erfahrungen anderer Umbruchsperioden aber zeigen, dass dies immer so war: das zu einem 
neuen Entwicklungspfad passende System wirtschaftsregulierender, sozialer und kultureller 
Institutionen entsteht ebenso wie die entsprechenden Technologien, Produktionsverfahren und 
Konsumtionsweisen erst im Zuge seiner Entfaltung.  
Der Einstieg in einen solchen neuen Entwicklungspfad könnte mit Entscheidungen für eine 
langfristig angelegte Strategie zum Umbau der Energiesysteme beginnen, die zunächst auf die 
Reduzierung der CO2-Emissionen zwecks Begrenzung der Klimafolgen einer globalen Er-
wärmung zielt. Man muss sich dabei vor Augen halten, dass der Energiemarkt der größte 
Markt der Welt ist und ein Umbau der Energiesysteme sowohl die Energieeffizienz bei der 
Herstellung und Anwendung von Wärme, Strom und Kraftstoffen als auch die Umstellung der 
Energieträger (erneuerbare Energien, Geothermie, CO2-freie Verarbeitung fossiler Energien) 
umfassen müsste. Die gesamte Produktion, die gesamte Infrastruktur und ein großer Teil der 
Konsumtion müssten sich nach und nach umstellen. Dies würde eine Vielzahl von umfangrei-
chen Innovations- und Investitionsprozessen über Jahre und Jahrzehnte umfassen, die in der 
„sekundären Welle“ (Schumpeter) entsprechende Innovationen und Investitionen in andere 
Branchen nach sich ziehen – vor allem dem Maschinen- und Anlagenbau, der Elektroindust-
rie, der Chemie, aber auch in der Bauindustrie und der Konsumgüterproduktion. Ein solcher 
Paradigmenwechsel wirtschaftlicher Entwicklung würde mehrere Konjunkturzyklen umfas-
sen, könnte somit eine geeignete Grundlage für einen lange dynamische Phase der Wirt-
schaftsentwicklung werden. Voraussetzung aber sind Bedingungen, die es zunächst den Vor-
reitern, zu denen Deutschland gehören könnte, ermöglichen, die Risiken und Probleme der 
Startphase durchzustehen.  
Man kann noch nicht sagen, ob die derzeit erkennbare Bewegung auf diesem Feld schon zu 
einem Durchbruch führt. Davon wird abhängen, ob die Belebung wirtschaftlicher Entwick-
lung seit 2006 nur ein Zwischenhoch in einer noch weiter anhaltenden Depression darstellt 
oder ob sie in eine grundlegende Erholung einleitet und eine neue längere Phase wirtschaftli-
cher Prosperität münden könnte. Für die Entwicklung politischer Strategien scheint es aber 
wichtig, mit einer solchen Möglichkeit zu rechnen und sich nicht allein auf die Milderung der 
sozialen Folgen von anhaltenden oder gar immerwährenden Krisen einzustellen. So falsch die 
Ideologie einer immerwährenden Prosperität in den 1960er und noch den 1970er Jahren war, 
so falsch wäre es, politische Strategien für eine Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik zu entwi-
ckeln, die von immerwährenden Rezessionen ausgeht. 
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Zudem lösen sich die sozialen Krisen mit einer beginnenden Dynamik nicht automatisch und 
nicht in jedem Fall in positiver Weise auf. Die Frage, welche sozioökonomischen Teilhabe-
vorstellungen und welche sozialen Chancen möglicherweise in Zuge eines neuen Entwick-
lungspfads institutionell verankert werden, wird sich in den kommenden Jahren entscheiden. 
Gerade für Ostdeutschland könnte dies eine Frage existenzieller Bedeutung werden. Denn 
gerade wenn sich ein neuer Entwicklungspfad etabliert, entscheidet sich, wer an dessen Ges-
taltung aktiv mitwirkt, wer passiv mitgezogen wird und wer möglicherweise zu den Verlierern 
gehört. Man wird realistischerweise nicht davon ausgehen können, dass Ostdeutschland einer 
der zentralen Akteure eines globalen Umbaus der Energiesysteme wird. Aber in einigen Be-
reichen — z.B. bei der Biomasse, bei der Verankerung neuer regionaler Kreisläufe, neuer 
Kombinationen von Land- und Energiewirtschaft, neuen Lösungen für die Probleme ver-
gleichsweise dünn besiedelter Regionen in Europa — könnte Ostdeutschland eine Vorreiter-
rolle gewinnen. Insbesondere die Probleme fragmentierter Wirtschaftsentwicklung und regio-
naler Disparitäten könnten in diesem Zusammenhang neu gestellt und anders als bisher be-
antwortet werden – dann nämlich, wenn es gelingt, im Zuge einer Energiewende den Zusam-
menhang von wirtschaftlichen Ballungsgebieten und ländlichen Regionen neu und anders zu 
gestalten. Dies wird von der Art und Weise des Umbaus der Energiewirtschaft, von dem kon-
kreten Arrangement regionaler und überregionaler Kreisläufe, zentraler und dezentraler Kom-
ponenten eines neuen Energiesystems abhängen. Schon jetzt ist umkämpft, ob neue Entwick-
lungen strukturell als Kopien der bisherigen zentralen Energiesysteme mit Großkraftwerken, 
Großraffinerien und Energienetzen entwickelt werden oder in welchem Maße regionale Ak-
teure und Kreisläufe sich dabei durchsetzen.  
Auch wenn sich also ein neuer Entwicklungspfad etabliert, könnte dies bedeuten, dass ganz 
Ostdeutschland bis auf wenige Exklaven oder auch nur seine peripheren Teile (Nordostvor-
pommern, Ueckermark, Lausitz) bestenfalls zu Rohstofflieferanten (Biomasse und Standort 
von Windrädern) werden, ohne an den Entwicklungen wirtschaftlich und sozial wirklich zu 
partizipieren. Ebenso gestaltungsoffen ist, in welcher Weise sich das Verhältnis von entwi-
ckelten Industrieländern, Schwellenländern und unterentwickelten Ländern im Zuge eines 
solchen Entwicklungspfads umgestaltet und ob damit Chancen zur Lösung der wirtschaftli-
chen und sozialen Probleme in anderen Teilen der Welt verbunden sein werden.  
Die allgemeinen arbeitsmarktpolitischen Wirkungen einer solchen Entwicklung würden auch 
unabhängig von der unten noch zu erörternden demographischen Entwicklung in jedem Fall 
zu einem wachsenden Bedarf an Erwerbsarbeit führen. Aber dies könnte in einer regional 
fragmentierten oder einer zwischen verschiedenen Regionen tendenziell ausgeglichenen Wei-
se erfolgen. Vor allem aber muss eine möglicherweise wieder steigende Nachfrage nach Er-
werbsarbeit nicht bedeuten, dass dies die Lage für alle Einkommensschichten gleichermaßen 
verbessert. Es ist durchaus offen, ob die im Zuge der 1990er Jahre entstandene Segregation 
des Arbeitsmarkts und der Einkommensniveaus aufgebrochen wird. Es könnte ja durchaus 
sein, dass ein hinsichtlich Qualifikation, Bezahlung, sozialer Absicherung und Einflussmög-
lichkeiten gespaltenes Erwerbssystem auch in einer Prosperitätsphase erhalten bleibt und in 
Verliererregionen weiterhin hohe Arbeitslosigkeit und Arbeit in schlecht bezahlten Billigjobs 
dominieren.  
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Zudem würde auch eine neue Phase dynamischer Entwicklung hohe Raten der Produktivitäts-
entwicklung, auch der Arbeitsproduktivität, einschließen, die „disponible Zeit“ erzeugt. Die 
Frage, ob diese „disponible Zeit“ sozial ausgrenzend als Arbeitslosigkeit eines Teils der Er-
werbsbevölkerung verschwendet wird (während der andere Teil in Zeitnotstand lebt) oder ob 
es zu einer sinnvollen Verteilung der disponiblen Zeit kommt, hat sich nicht erledigt.  
 
Folgen der zu erwartenden demographischen Entwicklung 
In der öffentlichen Debatte wird vor allem der Geburtenrückgang und die damit verbundene 
Zunahme des Durchschnittsalters der Bevölkerung sowie die damit verbundene Veränderung 
des Verhältnisses von Erwerbstätigen und Altersrentnern in alarmierter Tonlage debattiert. 
Dabei wird oft behauptet, dass die Veränderung des Altersquotienten dazu führen wird, dass 
die Sozialsysteme nicht länger finanzierbar seien und daher ein Umstieg auf die private Rente 
und Krankenversicherung und eine dramatische Reduzierung der Sozialausgaben geboten 
seien. Diese Frage gehört nur mittelbar in den hier zu behandelnden Themenkreis, nämlich 
insoweit es um die Frage nach der zu erwartenden Entwicklung der Erwerbstätigkeit geht. 
Zunächst muss festgestellt werden, dass der Altersquotient allein nicht besonders viel sagt. 
Entscheidend ist das Verhältnis von Erwerbstätigen zu Nicht-Erwerbstätigen, also derjenigen, 
die Transfereinkommen beziehen, zu denen, die Transfers zahlen. Dies hängt nicht nur vom 
Altersquotienten sondern ebenso von der Erwerbsquote und der Arbeitslosenquote ab. Wenn 
der Anteil der Rentner steigt, gleichzeitig aber auch die Erwerbsquote steigt und die Arbeits-
losigkeit sinkt, entschärft sich das Problem. Auf Grund der hohen Arbeitslosigkeit und der 
vergleichsweise immer noch niedrigen Erwerbsquote der Frauen ist das Verhältnis von Er-
werbstätigen zu Nicht-Erwerbstätigen schon heute so ungünstig, wie es auf Grund der demo-
graphischen Entwicklung im Jahr 2050 werden könnte.  
Ein großer Teil der demographischen Panikmache der letzten Jahre und Monate hält so gese-
hen einer nüchternen Bestandsaufnahme nicht stand. Dazu soll hier nicht weiter argumentiert 
werden (vgl. Busch, Land: Bericht zur Lage in Ostdeutschland, Teil 5; vgl. die Beiträge in 
Berliner Debatte Initial 2006 Heft 3 „Politik mit Demographie, Kahlert 2006). Tatsächlich 
wird es nur dann zu gravierenden Problemen in den Sozialsystemen kommen, wenn die rezes-
sive Wirtschaftslage immer weiter andauert und die Arbeitslosigkeit in den derzeitigen Grö-
ßenordnungen bestehen bleibt. Gelingt es aber, dynamische Entwicklungen in Gang zu setzen 
und die Arbeitslosigkeit wenigstens in dem Maße zu reduzieren, in dem die Zahl der Erwerbs-
tätigen relativ zur Gesamtbevölkerung aus demographischen Gründen zurückgeht, können die 
demographischen Probleme im Allgemeinen, speziell aber die Finanzierungsprobleme des 
Gesundheitswesens und der Rentenversicherung, durchaus gelöst werden. Sie sind nicht grö-
ßer als z.B. in den 1960er Jahren, wo sie ohne gravierende Folgen und ohne Mediengeklingel 
gelöst wurden. Bleibt es hingegen noch lange bei einer anhaltend depressiven Entwicklung, 
dann kann die Rente mit 67 weder das deutsche Wirtschafts- und Sozialmodell noch den Le-
bensstandard der Arbeitnehmer und auch nicht das Vermögen der Reichen retten.  
Ganz anders aber fällt die Einschätzung aus, wenn man sich die Folgen der demographischen 
Veränderungen – und vor allem der demographischen Turbulenzen – in speziellen Konstella-
tionen, also bezogen auf bestimmte Regionen (vor allem die benachteiligten ostdeutschen 
Regionen) oder Alterskohorten ansieht (Lutz; Steiner, Wiener; Wiener). Ostdeutschland hat 
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tatsächlich existenzielle demographische Probleme, die aber weniger durch die Geburtenraten, 
sondern vor allem durch Wanderungen verursacht sind. Für diese Wanderungen aber gibt es 
einen deutlich dominanten Grund: Arbeit – genauer gesagt: Arbeitslosigkeit, zu niedrige Löh-
ne, schlechte Arbeitsbedingungen.  
 
Demographische Probleme in Ostdeutschland 
Nach 1990 sank die Geburtenrate dramatisch ab, sie hat sich nach 1997 leicht erholt, aber auf 
deutlich niedrigerem Niveau als vorher. Dies bedeutet einerseits, dass es seit einigen Jahren 
einen dramatischen Rückgang der Schülerzahlen gibt, der durch die Abwanderung noch wei-
ter verstärkt wird. Auch für die absehbare Zukunft werden sich die Schülerzahlen nur auf sehr 
niedrigem Niveau stabilisieren. Wenn die Abwanderung weiter anhält kann dies für einige 
Regionen bedeuten, dass die kritische Masse für das heute übliche Schulsystem nicht mehr 
erreicht wird und man für solche Regionen über andere Formen der Schulen nachdenken 
muss. (Analoges lässt sich für Infrastruktur und Kultur sagen.) Vor allem aber steht die Schu-
le als eine zentrale kulturelle Instanz im ländlichen Raum zur Disposition, wenn allein unter 
dem Gesichtspunkt von Klassenstärken entschieden wird, wo es noch Schulen geben soll. 
Für unser Thema, den Arbeitsmarkt, haben die demographischen Turbolenzen der 1990er 
Jahre eine weit reichende Folge. Wir werden in wenigen Jahren – zwischen 2008 und 2013 
eine grundsätzliche Umkehr der Situation auf dem Arbeitsmarkt erleben, und zwar vor allem 
für die jüngeren, nachwachsenden Alterskohorten. Bis 2008 ist die Zahl der nachwachsenden 
Jugendlichen deutlich höher als die Zahl der aus dem Erwerbsleben in den Ruhestand aus-
scheidenden Erwerbstätigen. Das hat mit den geburtenstarken Jahrgängen einerseits zu tun, 
andererseits ist es eine Folge der Vorruhestandsregelungen der 1990er Jahre. Sie haben dazu 
geführt, dass die Jahrgänge über 55 seit 1996 in den Betrieben und teilweise auch bei den öf-
fentlichen Arbeitgebern sehr schwach sind, also Jahr für Jahr nur wenige Personen das Ren-
tenalter erreichen und ausscheiden. Noch im Jahr 2000 war die Zahl der auf den Arbeitsmarkt 
nachrückenden jungen Erwachsenen mehr als dreimal so hoch wie die Zahl der durch Renten-
abgänge frei werdenden Arbeitsplätze. Über viele Jahre konnte nur ein Drittel der nachrü-
ckenden Arbeitskräfte in Beschäftigung integriert werden, ein Drittel wanderte gezwunge-
nermaßen ab, ein weiteres Drittel landete in den Maßnahmeschleifen des sekundären Integra-
tionsmodus und musste auf eine normale arbeitsgesellschaftliche Sozialisation, die einer län-
gerfristigen Berufsperspektive bedarf, verzichten.  
Seit 2006 steigt die Zahl der Rentenabgänge aber deutlich an, eine Folge des Auslaufens der 
Vorruhestandsregelungen 1996, während nunmehr nur noch geburtenschwache Jahrgänge 
nachrücken. Bis 2013 wird sich daher die Situation umkehren: es wird doppelt so viele frei 
werdende Arbeitsplätze wie nachrückende Jugendliche geben. Die Probleme einer allgemei-
nen Jugendarbeitslosigkeit werden dann nicht mehr existieren, obwohl es natürlich weiterhin 
regionale Differenzierungen geben wird. Zudem muss man fragen, welche Schäden die Sozia-
lisation in den Gettos des sekundären Integrationsmodus bis dahin angerichtet haben werden, 
so dass ein bestimmter Teil dieser dann heiß begehrten jungen Leute möglicherweise wegen 
schlechter Schulabschlüsse, mangelnder Motivation und sozialen Integrationsdefiziten (der 
eigenen und der Eltern) Probleme beim Einstieg in das Erwerbsleben bekommen könnte. Man 
kann wohl davon ausgehen, dass sich die Situation der jüngeren Altersjahrgänge insgesamt 
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deutlich verbessern wird, auch wenn man weiterhin mit sozialen Problemen bei einem be-
stimmten Anteil der Jugendlichen rechnen sollte. Wenn die Schulbildung schlechter wird, die 
Eltern sozial benachteiligt sind und gleichzeitig die Anforderung an die jungen Leute durch 
steigenden Wissensbedarf der Facharbeit zunimmt, wächst womöglich der Anteil an Jugendli-
chen, die die Schnittstelle trotz gestiegenen Bedarfs nicht überqueren können, nötig wären für 
diese Jugendlichen mit schlechteren Voraussetzungen (analog zu denen für Menschen aus der 
Landwirtschaft in den 50er und 60 er Jahren) Einstiegsarbeitsplätze und die Chancen auf be-
triebsinterne Qualifikationen, zweiter Bildungsweg usw. dazu kommt ab S.22 einiges 
Die Kehrseite dieser Entwicklung ist aber, dass wir zumindest in bestimmten Regionen einen 
gravierenden Nachwuchskräftemangel erwarten müssen. Das zeigt sich heute schon für be-
stimmte höhere Qualifikationen und einige Berufsgruppen. Eine völlig andere Frage ist, ob 
sich damit auch die Lage am Arbeitsmarkt insgesamt deutlich verändern wird. Denn der in 
den vergangenen Jahren angestaute Berg von Arbeitslosen der mittleren und älteren Kohorten 
wird nicht ohne weiteres abgebaut werden. Er besteht zum großen Teil aus Personen, die seit 
Jahren in Maßnahmeschleifen hin und her gedreht wurden und von denen ein großer Teil 
nicht ohne weiteres in betriebliche Arbeitsprozesse integriert werden kann. Man muss dabei 
sehen, dass es sich zu einem guten Teil um Personen handelt, die zwischen 1995 und 2006 auf 
den Arbeitsmarkt gekommen sind, die in vielen Fällen noch nie eine geregelte stabile Be-
schäftigung hatten und deren Ausbildung, wenn sie eine haben, in vielen Fällen nicht geeignet 
ist, den heutigen Anforderungen an qualifizierte Arbeit zu entsprechen. Diese Jahrgänge ver-
fügen anders als die Arbeitslosen der frühen 1990er Jahre nicht mehr über eine arbeitsgesell-
schaftliche Sozialisation aus den Zeiten der DDR, an die sie anknüpfen könnten.  
Man wird daher für die kommenden 10 bis 15 Jahre unter demographischen Gesichtspunkten 
damit rechnen müssen, dass es gleichzeitig hohe Arbeitslosigkeit in den älteren Jahrgängen 
und Nachwuchskräftemangel gibt. Für die Betriebe wird die Rekrutierung von Arbeitskräften 
aus den Altersgruppen über 30 oder 35 Jahren nicht ohne weiteres eine nahe liegende Option 
sein, insbesondere dann nicht, wenn es sich um Personen handelt, die keine Erfahrungen im 
Erwerbsleben sammeln konnten und die keine Erwerbsbiographie, sondern nur eine Maßnah-
mebiographie vorweisen können. Betriebe haben mindestens noch drei andere Optionen: Sie 
können durch verstärkte Rationalisierung versuchen, ihren Arbeitskräftebedarf zu senken und 
nicht alle frei werdenden Stellen zu besetzen. Sie können zweitens versuchen, Arbeitskräfte 
aus anderen Regionen anzuwerben. Bis dahin werden die Einschränkungen des Zugangs zum 
Arbeitsmarkt für Personen aus den neuen EU-Ländern aufgehoben sein, es wird also viel 
leichter werden, Arbeitskräfte aus z.B. aus Polen anzuwerben. Und drittens haben die Betrie-
be teilweise auch die Option einer Standortverlagerung. 
Wenn erreicht werden soll, dass sich die Veränderung der demographischen Situation auch 
für die mittleren und älteren Jahrgänge, insbesondere für die angestauten geburtenstarken 
Jahrgänge der 1980er Jahre, positiv auswirkt und nicht zu einem weiteren Schub der Flucht 
wirtschaftlicher Kapazitäten aus Ostdeutschland missrät, dann müsste in den nächsten fünf 
Jahren systematisch und nachhaltig daran gearbeitet werden, die Arbeitslosen dieser Alter-
gruppen in das Erwerbsleben zurückzuholen. Das kann man weder den Unternehmen überlas-
sen – für sie sind andere Optionen billiger – noch kann es über perspektivlose Maßnahme-
schleifen des sekundären Integrationsmodus erreicht werden. Nötig sind hochwertige Qualifi-
kationen kombiniert mit betrieblichen Praktika, die in reguläre Erwerbsarbeit münden müs-
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sen. Das könnte erreicht werden, wenn über Nachwuchskräftepools und Qualifikationspools 
eine Rotation zwischen Personen in Betrieben und Personen in Qualifikation in Gang kommt. 
Personen in solchen Pools, die Qualifikation und betriebliche Arbeit miteinander kombinie-
ren, muss eine langfristige Erwerbsperspektive eröffnet werden, genau dies können Maßnah-
meschleifen nicht.  
Wichtig ist, die Unternehmen, die Industrie- und Handelskammern und die Arbeitgeberver-
bände ebenso wie mögliche Qualifizierungsträger in ein solches Konzept zu einzubinden. Ziel 
muss sein, einen möglichst hohen Anteil von Arbeitslosen in beruflich orientierte Qualifizie-
rungspools aufzunehmen und ihnen über Rotationsverfahren heute schon Zugang zu betriebli-
cher Arbeit zu verschaffen und eine sinnvolle Erwerbsperspektive zu eröffnen. Die Erfahrun-
gen bei der Rekrutierung von Arbeitskräften für die Solarfabrik in Frankfurt/Oder haben ge-
zeigt, wie groß die Motivation und Bereitschaft bei den Arbeitslosen ist, wenn eine echte Er-
werbsperspektive in Aussicht steht.  
M.E. ist hier dringend ein politischer Neuansatz erforderlich, der auf diese für Ostdeutschland 
spezifische „demographische Falle“ (Burkatz Lutz) angemessen reagiert und aus den fatalen 
Fehlentwicklungen der Maßnahmeschleifen und des ALG II herausführt. Dies ist unerlässlich, 
wenn man verhindern will, dass das ostdeutsche Arbeits- und Qualifikationspotenzial, das mal 
gut war, inzwischen aber erheblich geschädigt ist durch Abwanderung, Demotivation und 
Gettoisierung der Arbeitslosen, weiter zerstört wird. Dann nämlich käme auch ein wirtschaft-
licher Aufschwung für Ostdeutschland zu spät. 
Grundsätzlich muss man sagen, dass die Veränderung der demographischen Situation, die wir 
in den kommenden Jahren erwarten, für sich nicht notwendig zu einer Wende am Arbeits-
markt führt. Nur dann, wenn es insgesamt zu einer dynamischen Entwicklung kommt, kann 
man damit rechnen, dass die Arbeitslosigkeit deutlich sinkt. 
 
Regionale Disparitäten: Metropolen und ländliche Räume 
Das eigentliche Problem demographischer Disparitäten zwischen Regionen entsteht weniger 
durch die geringen Geburtenraten, sondern vor allem durch die selektive Abwanderung. In 
Wechselwirkung mit der Deindustrialisierung und der schwachen Wirtschaftsentwicklung seit 
Mitte der 1990er Jahre sind in den meisten ostdeutschen Regionen wirtschaftliche und soziale 
Abwärtsspiralen in Gang gekommen. Bei der Beurteilung der Entwicklungsperspektiven und 
der geeigneten Arbeitsmarktstrategien muss daher m.E. differenziert werden.  
Auch bei einer möglichen dynamischen Entwicklung in der Zukunft wird es in einigen Regio-
nen nicht mehr möglich sein, den Verlust von Potenzialen rückgängig zu machen, und zwar 
insbesondere dann nicht, wenn die Abwanderung eines hohen Anteils der jungen Erwachse-
nen die Qualität und Quantität des Arbeitskräftepotenzials erheblich reduziert hat, wenn es 
sich um Regionen handelt, die von Metropolen oder Ballungsräumen relativ weit entfernt lie-
gen und die weder exklusive Tourismusstandorte noch größere überregional relevante Gewer-
bebetriebe besitzen. Dies gilt beispielsweise für Teile von Ostvorpommern, Teile der Ue-
ckermark, Teile der Lausitz und in modifizierter Weise auch für Teile der Altmark. In diesen 
Regionen kann wegen der Verlusts an Erwerbsbevölkerung auch in einem längeren Auf-
schwung kaum mit Neuansiedlung von Betrieben gerechnet werden. Entwicklungen, die mit 
größeren und beschäftigungsintensiven Investitionen verbunden wären, sind eher unwahr-
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scheinlich oder ganz ausgeschlossen. Unabhängig davon, wie sich die gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung in Deutschland gestaltet, sind hier die grundlegenden Voraussetzungen für einen 
breiten wirtschaftlichen Aufschwung entfallen. Dies muss aber nicht bedeuten, dass sie über-
haupt keine wirtschaftlichen Entwicklungs- und Teilhabemöglichkeiten aufweisen. Entschei-
dend kann hier sein, die jeweils spezifischen lokalen Ressourcen neu zu organisieren und in-
telligent mit überregionalen Wirtschaftsbeziehungen zu verbinden.  
Solche lokalen Ressourcen sind in vielen Fällen mit der Landwirtschaft oder auch der Forst-
wirtschaft verbunden. Eine Beschränkung der Funktionen solcher Regionen auf reine Roh-
stofflieferanten – seien es landwirtschaftliche Rohstoffe für die entfernt liegende Nahrungsgü-
terwirtschaft oder sei es Biomasse für entfernt liegende Hersteller regenerativer Energien – 
stärkt die wirtschaftliche Existenzgrundlage dieser Regionen nicht oder nur sehr begrenzt. 
Chancen gibt es aber, wenn es gelingt, lokale Potenziale in möglichst vielschichtigen regiona-
len Kreisläufen zu möglichst langen Wertschöpfungsketten bzw. Wertschöpfungsnetzen zu 
verbinden. 
Das Varchentiner Modell (Thie 2007) zeigt, dass dieser Weg drei Vorteile hat: Erstens kann 
ein erheblicher Teil der teuren regionalen Importe – vor allem Energie für Wärme, Strom und 
Kraftstoffe, aber auch Lebensmittel und Dienstleistungen – substituiert werden. Dies schafft 
zusätzliche Arbeitsplätze und Einkommen vor Ort, ist gerade bei größeren Entfernungen wirt-
schaftlich und verbessert die Lebensqualität erheblich. Dabei lohnt es sich auch, bestimmte 
Infrastruktur lokal zu organisieren (z.B. dezentrale Abwasserentsorgung, Verkehr, Kinder-
betreuung, kulturelle Angebote). Auf der Basis funktionierender regionaler Kreisläufe können 
dann werthaltige Endprodukte in überregionale Netzwerke eingebracht bzw. überregional 
abgesetzt werden, so dass die regionale Export-Import-Bilanz auch solcher Regionen günsti-
ger wird und sie weniger von Transfers abhängen.  
Aus unseren bisherigen Erfahrungen zeigen sich vor allem drei wichtige Voraussetzungen: 
Erstens hängt der Start solcher Entwicklungen davon ab, ob sich aktive Akteure selbst organi-
sieren und in der Lage sind, eine Akteurskonstellation aufzubauen, die lokale Ressourcen und 
Kompetenzen mit anderen überregionalen Akteuren, Potenzialen bzw. Know how verbindet. 
Zweitens: regionale Kreisläufe benötigen ein eigenes wirtschaftliches Fundament und müssen 
mittelfristig darauf ausgerichtet werden, auch ökonomisch effizient zu arbeiten. Erst dann 
haben Fördermittel eine nachhaltige, langfristige Wirkung. Drittens scheinen nur Modelle 
tragfähig, die lokale Ressourcen und Kreisläufe intelligent mit überregionalen verknüpfen, 
also keine Autarkie anstreben, sondern versuchen, sich so in überregionale Kreisläufe einzu-
bringen, das eine für die lokale Wertschöpfungs- und Arbeitsplatzbilanz positive Entwicklung 
in Gang kommt. Für dünn besiedelte Regionen müssen auch neue Vorstellungen der dezentra-
len Sicherung der Infrastruktur, der Bildung (besonders des Schulwesens) und der politischen 
Partizipation entwickelt werden, wenn sie sozial nicht abgehängt werden sollen. Das Varchen-
tiner Modell hat gezeigt, dass es möglich ist, auch in entfernt gelegenen und dünn besiedelten 
Regionen Arbeitsplätze für die verbliebene Bevölkerung zu schaffen, die Lebensqualität zu 
verbessern und eine sinnvolle Perspektive für die Dörfer und die dort lebenden Menschen zu 
öffnen. Wo dies nicht gelingt, wird die Abwanderung bis zum Endpunkt einer so genannten 
„Restbevölkerung“ weitergehen, die fast nur noch aus Transferabhängigen, meist Altersrent-
nern besteht, die nicht abwandern können oder wollen. 
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Eine zweite Gruppe ländlicher Regionen fernab der Metropolen verfügt hingegen über spezi-
fische touristische Potenziale, die überregional verwertet werden können und die lokal Ar-
beitsplätze und Einkommen sicherstellen. Dazu gehören u.a. Tourismusstandorte an der Ost-
seeküste, in Mecklenburg-Vorpommern aber auch in Brandenburg, im Erzgebirge, in Thürin-
gen und im Harz. Seit vielen Jahren wird durch Förderpolitik versucht, diese Potenziale weiter 
auszubauen. Dabei orientieren sich viele dieser Regionen auf den Gesundheitstourismus 
(Wellness, Kuren usw.) und das Nachfragepotenzial einer alternden Gesellschaft. Aber hier ist 
es wichtig, Grenzen zu berücksichtigen und Entwicklungsstrategien überregional klug abzu-
stimmen, weil z.B. in Brandenburg und vielleicht auch in Mecklenburg-Vorpommern langsam 
Grenzen erreicht sind. Es wäre fatal, wenn der weitere quantitative Ausbau von Kapazitäten 
im Tourismus und der touristisch orientierten Gesundheitswirtschaft dazu führt, dass die Aus-
lastung an schon erschlossenen Standorten unter die Wirtschaftlichkeitsgrenze fällt und be-
reits aufgebaute Kapazitäten pleite gehen. So richtig es ist, Tourismus und Gesundheitswirt-
schaft auf die Bedingungen einer alternden Gesellschaft einzustellen – mir scheinen manche 
Erwartungen hier übertrieben. Zu den Grenzen gehört: Erstens, das Wachstum der älteren 
Bevölkerung erfolgt nicht sprunghaft in wenigen Jahren, sondern sehr langsam. Die derzeitige 
Anzahl an älteren Menschen sollte daher der Planungshorizont sein, nicht die Mediendebatte 
über die Bevölkerungsprognose für 2050. Zweitens: Fast immer wird von einer wachsenden 
Nachfrage nach altersspezifischen Tourismus- und Gesundheitsangeboten ausgegangen. Aber 
diese Nachfrage ist nicht nur von der Anzahl alter Menschen, sondern zuerst von deren Ein-
kommen und den Zahlungen der Krankenkassen für solche Leistungen abhängig. Die Zeit der 
überproportional wachsenden Renten aber geht zu Ende. Die Renten der in den nächsten fünf-
zehn Jahren in den Ruhestand gehenden Alterskohorten werden relativ gesehen nicht mehr so 
hoch sein wie bisher, weil der Anteil der Personen mit unterbrochenen Erwerbsverläufen und 
entsprechend gesunkenen Rentenansprüchen zunehmen wird. Auch die Krankenkassen wer-
den restriktiver mit ihren Mitteln umgehen. Von hohen Wachstumsraten in diesem Bereich 
sollte man besser nicht ausgehen, wenn man Fehlplanungen und Pleiten vermeiden will. Eine 
sinnvolle Strategie wäre aber der qualitative Ausbau der Potenziale – wobei der Fokus hier 
nicht nur auf der Qualitätssteigerung des touristischen Angebots für sich liegen sollte, die sich 
ja nur lohnt, wenn dabei höhere Preise erzielt und mehr einkommensstarke Touristen angezo-
gen werden können. Wichtiger wäre, Synergieeffekte mit anderen regionalen Ressourcen aus-
zubauen. Dies kann z.B. im Bereich der Energieproduktion geschehen (Tourismusstandorte 
sind hervorragende Abnehmer von Wärme in Kraft-Wärme-Kopplungen, gerade die Abnah-
me der Wärme ist für die Energieproduzenten im ländlichen Raum ein Engpass), aber auch 
die Lebensmittelproduktion, der Naturschutz und das lokale Dienstleistungsangebot sind aus-
baufähige Felder. Am Standort Teschow, einem Dorf, das faktisch keine Arbeitslosen hat, 
kann man studieren, wie vielschichtig solche Synergieeffekte sein können. 
Eine dritte Gruppe von Regionen mit stark reduzierten, aber noch vorhandenen oder neu ent-
standenen industriellen Potenzialen befindet sich definitiv „auf der Kippe“. Dazu gehören u.a. 
altindustrielle Regionen wie etwa die Region um Bitterfeld, Teile der Lausitz, Teile von Sach-
sen-Anhalt aber auch Regionen in Sachsen und Thüringen. Hier sind noch gewerbliche und 
industrielle Potenziale und qualifizierte oder qualifikationsfähige Arbeitskräfte im Erwerbsal-
ter vorhanden. Diese Anknüpfungspunkte könnten für eine industrielle Entwicklung auf ei-
nem neuen Entwicklungspfad genutzt werden, aber die Möglichkeit schwindet in dem Maße, 
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in dem die nachwachsende Generation die Regionen verlässt. Daher könnte es passieren, dass 
Betriebe gerade bei einer positiven wirtschaftlichen Entwicklung abwandern, weil keine 
Nachwuchskräfte für die Erweiterung vorhanden sind. In solchen Regionen ist die Pflege des 
so genannten Humankapitals und der Infrastruktur, insbesondere auch der kulturellen und 
sozialen Infrastruktur und der Bildungsmöglichkeiten von entscheidender Bedeutung. Hier 
wäre es wichtig, in relativ kurzer Zeit die Infrastrukturausstattung — vor allem Schulen, Be-
rufsbildung, Kultureinrichtungen — zu stabilisieren, keinen weiteren Abbau hinzunehmen. 
Vor allem aber müsste es auf dem Arbeitsmarkt, bei den Einkommen und den sozialen Bedin-
gungen zu einer positiven Entwicklungstendenz kommen. Investitionen in den bestehenden 
Betrieben und Förderung einer langfristig orientierten Personalpolitik der Unternehmen wären 
wichtig, um möglichst viele junge Erwachsene am Standort zu halten oder sogar zurückzuge-
winnen. Gerade Nachwuchskräftepools, auf berufliche Qualifikation orientierte Bildung (statt 
Trainingsmaßnahmen im Leerlauf) und Rotation von Beschäftigung, Bildung und Qualifikati-
on wären geeignete Instrumente, um möglichst schnell den Arbeitsmarkt zu öffnen. Hier geht 
es um das Erhalten eines Reservoirs, das für eine mögliche dynamische Entwicklung wichtig 
werden könnte. Wenn es gesamtwirtschaftlich zu neuen dynamischen Entwicklungen kommt, 
wird für Ostdeutschland viel davon abhängen, wie groß und gewichtig die noch entwicklungs-
fähigen Regionen und Standorte sind, über welche Humanressourcen sie noch verfügen. Eine 
wichtige Strategie für diese Regionen muss also Pflege und Ausbau des Bestands an Potenzia-
len sein, vor allem auch die Erhaltung des Bestands an qualifizierten Arbeitskräften der jun-
gen und mittleren Generation. Solche Strategien machen sich wahrscheinlich erst in einigen 
Jahren bezahlt. Aber wenn die Regionen dieser Gruppe „auf der Kippe“ in den kommenden 
Jahren vor allem auf Grund weiter anhaltender Abwanderung und weiteren Abbaus von Schu-
len, Kultureinrichtungen, Jugendeinrichtungen usw. die noch vorhandenen Ansatzpunkte ver-
lieren und weiter in einer wirtschaftlichen und demographischen Abwärtsspirale bleiben, dann 
könnte es sein, dass die kritische Masse Ostdeutschlands insgesamt für eine Teilnahme an 
einem neuen Aufschwung fehlt, sich eine positive Entwicklung also auf die wenigen und ver-
gleichsweise kleinen Regionen der nun folgenden vierten Gruppe beschränkt. 
Die vierte Gruppe betrifft Regionen, die heute schon eine dynamische Entwicklung aufweisen 
oder zumindest kurz davor sind: Jena, Dresden, Leipzig, Teile des Ballungsgebiets um und in 
Berlin. Aber auch einzelne Standorte im ländlichen Raum können dazu zählen, wenn sich dort 
punktuell bestimmte industrielle Entwicklungen stabilisiert haben (z.B. Stavenhagen). Bislang 
ist der wichtigste Grund für die mehr oder weniger positive Entwicklung, dass es Betriebe 
gibt, die erfolgreich auf überregionalen Märkten absetzen und damit mehr oder weniger auch 
Produktions- und Beschäftigungsmöglichkeiten für Betriebe im lokalen Markt schaffen. (Nur 
auf lokale Märkte orientierte Betriebe reichen nicht für eine positive wirtschaftliche Dynamik 
und eine wachsende Beschäftigung aus.) Fast immer sind solche in überregionalen Märkten 
erfolgreich operierende Betriebe in Ostdeutschland deshalb erfolgreich, weil sie über beson-
dere Potenziale, Know-how oder Standortvorteile verfügen, die komplementär in die west-
deutsche bzw. westeuropäische Wirtschaftsstruktur passten oder sich gut in die Strukturen 
von Konzernen einbauen ließen. (vgl. Behr, Buss, SOFI 2005). Vor allem Nischenproduzen-
ten mit sehr speziellen Kompetenzen konnten die Deindustrialisierung besser überstehen, als 
Produzenten, die Standardprodukte für sowieso schon überfüllte Märkte herstellten. Das Prob-
lem dieser Erfolgsunternehmen mit sehr speziellen Kompetenzen ist, dass ihre speziellen 
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Funktion meist nur geringe Erweiterungsmöglichkeiten erlauben. Allerdings gäbe es Chancen, 
vorhandene Kompetenzen weiter auszubauen, wenn im Zuge der Energiewende innovative 
Investitionsstrategien im Bereich der Energieeffizienz und der regenerativen Energien neue 
Felder gerade im Maschinen- und Ablagenbau öffnen. Auch in den so genannten Leuchtturm-
Regionen liegen gegensätzliche Entwicklungen hier dicht nebeneinander, Deindustrialisierung 
und Reindustrialisierung, Schrumpfung und Wachstum prägen die Muster z.B. im Raum 
Leipzig und Halle, aber auch in Berlin oder Dresden und Umgebung.  
Bislang sind die lokalen und regionalen Synergieeffekte (noch?) zu schwach und ziehen zu 
wenige andere Betriebe mit. In den Regionen um Zwickau, Chemnitz, Jena und Eisenach 
kann man zwar Synergieeffekte beobachten; die großen Betriebe ziehen eine Reihe von Zulie-
ferunternehmen und wirtschaftsnahen Dienstleistungen mit, die Nachfrage der Arbeitnehmer 
schafft für haushaltsorientierte Konsumgüterproduzenten und Dienstleister einen bestimmten 
Entwicklungsspielraum. Aber abgesehen davon, dass die entstandenen lokalen Synergien 
teilweise auf durchaus prekären Kooperationsstrukturen beruhen (differente Lohnentwick-
lung, Niedriglöhne, Abwälzung von Risiken auf die Zulieferfirmen im Umfeld), sind diese 
Effekte nach unseren Beobachtungen bislang nicht sehr weit reichend. Zwar steckt hinter dem 
Konzept der Förderung von Clustern und Schwerpunkten die an sich richtige Idee, die Syner-
gieeffekte zwischen großen und kleinen Betrieben in einem lokalen Zusammenhang zu stär-
ken. Trotzdem sind die Effekte bislang nicht offensichtlich. Genauere Untersuchungen dazu 
stehen aus, bislang weiß auch die Wissenschaft nur wenig über die ostdeutschen Cluster und 
die Möglichkeiten und Grenzen des Ausbaus ihrer Synergieeffekte. Ein vergleichende qualita-
tive Studie zu ostdeutschen Clustern steht seit Jahren aus. Es spricht aber einiges dafür, dass 
die neue Strategie des Aufbau Ost — „Stärken stärken“ – zu undifferenziert und technokra-
tisch gedacht ist. 
M.E. ist die Frage nach den Perspektiven dieser Regionen vor allem die Frage danach, ob die 
dort etablierten Potenziale sich auch in Zukunft eher weiter als Inseln entwickeln werden, die 
als Teile überregionaler industrieller Netzwerke auf internationalen Märkten mitspielen, aber 
nur relativ wenig auf ihre räumliche Umgebung ausstrahlen. Es ist vorstellbar, dass eine ins-
gesamt dynamischere Entwicklung regionale Wirkungen stärker zur Geltung kommen lässt. 
Dies wäre insbesondere dann denkbar, wenn relevante ostdeutsche Unternehmen wenigstens 
an einigen der Schlüsselpositionen eines neuen Entwicklungspfads beteiligt würden. In Bezug 
auf Energieeffizienz und regenerative Energien gäbe es solche Ansatzpunkte. Gerade für ih-
ren Ausbau wäre es wichtig, dass Ostdeutschland bei der Umsetzung der Programme zur Re-
duzierung der CO2-Emissionen möglichst eine Vorreiterrolle spielt. Dies würde einigen Un-
ternehmen an ostdeutschen Standorten die Möglichkeit geben, ihre gute Positionierung im 
Wettbewerb um technologische und effiziente Lösungen auszubauen und aus den Nischen 
herauszukommen. Wenn perspektivisch mit einem Wachstumsmarkt für neue Energietechno-
logien zu rechnen ist, hätten sie dann die Chance, aus der heute eher begrenzten Position von 
Nischenproduzenten herauszuwachsen?  
Bislang sind die Differenzen zwischen den Regionen mit unterschiedlichen Entwicklungs-
chancen vor allem bezogen auf die wirtschaftlichen Entwicklungsperspektiven und die Effek-
te auf den ersten Arbeitsmarkt betrachtet worden. Wie ist die Situation hinsichtlich der sozia-
len Segregation einzuschätzen? 
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Das m.E. zentrale Problem, die Segregation des Arbeitsmarkts und der Erwerbstätigen in ei-
nen primären und einen sekundären Integrationsmodus, betrifft alle Regionen, aber vermut-
lich in differenzierter Weise. Darüber weiß die sozialwissenschaftliche Forschung bislang nur 
wenig. Zunächst sprechen alle qualitativen und quantitativen Untersuchungen dafür, dass 
auch sich günstig entwickelnde Regionen eine selektive Segregation der Erwerbstätigen auf-
weisen, der im Mittel tendenziell nicht geringer ist als in peripheren Gegenden. Dies hängt 
damit zusammen, dass sich in den größeren Städten und den Ballungsgebieten auch soziale 
Problemgruppen konzentrieren, meist in bestimmten Quartieren. Dabei mögen kleine Städte 
mit sehr dynamischer Entwicklung, wie Jena, eine etwas geringere Konzentration von Prob-
lemlagen aufweisen als große Städte wie Leipzig oder Berlin, das zudem auch durch ein sehr 
widersprüchliches Nebeneinander von dynamischen Entwicklungen (vor allem in engerem 
Verflechtungsraum) und Abwärtsspiralen gekennzeichnet ist.  
In den ländlichen Regionen mit Abwärtsspiralen ist der Anteil von Erwerbstätigen im sekun-
dären Integrationsmodus lokal überdurchschnittlich. Dabei gibt es Anzeichen dafür, dass die 
Abwanderung der jüngeren Altergruppen einen starken Selektionseffekt gehabt hat und weiter 
haben könnte. Es spricht viel dafür, dass gerade diejenigen jungen Erwachsenen abgewandert 
sind, die vergleichsweise gute Chancen in den größeren Städten, in Westdeutschland oder im 
Ausland zu haben glaubten und oft auch hatten. Die zurückgebliebenen jungen Erwachsenen 
könnten dagegen häufiger diejenigen sein, bei denen Qualifikation, Motivation, Kompetenz 
und soziale Mobilität geringer sind. Wenn dies so wäre, würde das die entwicklungsfähigen 
Potenziale in noch düstererem Licht erscheinen lassen.  
Bislang gibt es keine belastbaren quantitativen Untersuchungen dazu. Aus qualitativen Unter-
suchungen wissen wir aber, dass es einen Typus Jugendlicher und junger Erwachsener gibt, 
der Sozialisationsdefizite aufweist. Dabei geht es nicht nur um fehlende oder schlechte Schul- 
und Ausbildungsabschlüsse, die sich durch Qualifizierung nachholen oder im Erwerbsleben 
durch praktische Erfahrung kompensieren ließen. Die offene Frage für die Beurteilung von 
Potenzialen für eine künftige Entwicklung ist, wie hoch in den jüngeren Altergruppen der 
Anteil von Personen ist, der auch bei einer Öffnung der Arbeitsmärkte nicht oder nur einge-
schränkt oder nur mit besonderer Unterstützung in der Lage ist, erfolgreich einer betrieblichen 
Erwerbstätigkeit nachzugehen und die dafür erforderlichen Qualifikationen und Fähigkeiten 
schnell zu erwerben. Qualitative Untersuchungen zeigen, dass es unter der verbliebenen Be-
völkerung nicht wenige junge Erwachsene gibt, die multiple soziale Problemlagen aufweisen, 
die nicht mehr ohne weiteres reparabel sind. Die lange Arbeitslosigkeit der Eltern und die 
dabei entstandene familiäre Situation, Demotivation, Alkohol und Drogen und Mobilitätsein-
schränkungen weisen auf solche Probleme hin. Auf Grund der inzwischen viele Jahre anhal-
tenden sozialen Probleme konnte ein Teil der nachwachsenden Generation nicht lernen, eine 
eigene sinnvolle Lebensperspektive aufzubauen und mit hinreichender Intensität zu verfolgen. 
Die Sozialwissenschaft ist derzeit nicht in der Lage, die Größenordnung der davon Betroffe-
nen und das Ausmaß zu bestimmen. Daher ist es auch nicht möglich, Prognosen darüber an-
zustellen, wie schnell sich diese Probleme bei einer Verbesserung der Arbeitsmarktsituation 
auflösen und wie groß der verbleibende Rest von Personen ist, die man als „sozial“ nicht ohne 
weiteres erwerbsfähig anzusehen hätte. Ich würde zwar davon ausgehen, dass solche Defizite 
überwindbar sind und entstandene Schäden ausheilen könnten, wenn Arbeitsplätze und sinn-
volle Tätigkeiten eine Lebensperspektive eröffnen. Aber das ist eine Vermutung. 
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Die Darstellung der sozialen Situation wäre aber unvollständig, wenn nicht auch berücksich-
tigt wird, dass es nicht nur in den Städten, sondern auch im ländlichen Raum eine kleine, aber 
sehr agile Schicht von Personen gibt, die seit Jahren Unternehmen auf- und ausbauen, Projek-
te organisieren oder in kommunaler Politik versuchen, positive wirtschaftliche Entwicklung in 
Gang zu bringen, dem Abbau von Schulen und Kultureinrichtungen entgegenzuwirken und 
etwas gegen soziale Verödung zu unternehmen. Dabei handelt es sich sowohl um Personen 
aus den Regionen wie auch um Zugewanderte oder Rückwanderer. Zuweilen wird von 
„Raumpionieren“ gesprochen, weil sie brach liegende Ressourcen erschließen und neuen 
Verwendungen öffnen. Diese Leute sind wichtig, weil sie Netzwerke eines neu entstehenden 
bzw. sich reorganisierenden „Sozialkapitals“ bilden, ohne die es keine Besserung der Lage 
und keine neuen Entwicklungspfade geben kann.  
 
Zusammenfassung: Mittelfristig ist weiterhin mit einer hohen Arbeitslosenquote in Ost-
deutschland zu rechen, die aber möglicherweise wegen der demographischen Entwicklung 
insgesamt etwas zurückgeht. Für die nachwachsenden Altersjahrgänge wird sich die Situation 
in den nächsten Jahren Schritt für Schritt verbessern, wobei es notwendig ist, Konzepte zu 
entwickeln, die verhindern, dass die durch die soziale Segregation der vergangenen 15 Jahre 
aufgetretenen Schäden wie Sozialisations- und Qualifizierungsdefizite, Motivationsprobleme 
etc. nicht in die nächsten Erwerbstätigengeneration weitergeschleppt werden. 
Auf die Jahrgänge, die derzeit älter als 30/35 Jahre sind, wird sich eine Entspannung am Ar-
beitsmarkt nicht ohne weiteres positiv auswirken. Man muss daher damit rechnen, dass es 
gleichzeitig Nachwuchskräftemangel und hohe Arbeitslosigkeit geben könnte. Dies ließe sich 
wenigstens teilweise vermeiden, wenn systematisch und zielgerichtet daran gearbeitet wird, 
die Segregation der Arbeitslosen durch den sekundären Integrationsmodus zu beenden und 
einen möglichst großen Teil der noch motivierten Arbeitslosen in betriebsnah orientierte Qua-
lifikation in Kombination mit betrieblicher Erwerbsarbeit zu integrieren.  
Regional ist mit einer weiteren Ausdifferenzierung der Lage auf lokalen Arbeitsmärkten zu 
rechnen. Regionalentwicklung sollte sich daher differenziert auf wenigstens drei, ggf. auch 
mehr unterschiedliche Konstellationen einstellen: Metropolen mit dynamischer Entwicklung 
und sich zumindest perspektivisch wieder öffnenden Arbeitsmärkten. Regionen auf der Kip-
pe, in denen es darum geht, die noch vorhandenen Entwicklungspotenziale (Wirtschaft, Bil-
dung, qualifizierte Arbeitskräfte) zu halten, damit die Chancen für eine künftige Aufwärts-
entwicklung nicht verloren gehen. Und drittens ländliche Räume mit dünner Besiedlung, de-
ren Potenziale durch regionale Kreisläufe und Kopplung spezifischer Ressourcen an überregi-
onale Entwicklungen (z.B. regenerative Energien, Biomasse) durchaus geeignet wären, der 
verbliebenen Restbevölkerung Arbeit, Einkommen und Teilhabe am gesellschaftlichen Reich-
tum zu ermöglichen. Trotzdem aber handelt es sich um Regionen, in denen der Deindustriali-
sierungsprozess vor allem wegen des inzwischen erlittenen Exodus der Bevölkerung auch bei 
einer insgesamt dynamischen Entwicklung nicht mehr kompensiert werden kann. Erforderlich 
waren also regional differenzierte Entwicklungsstrategien für Wirtschaft und Arbeitsmarkt. 
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Dysfunktionalitäten und Umbruch in Berufsbildung und Qualifizierung 
In der öffentlichen Diskussion wird fast nur der Mangel an Ausbildungsplätzen und die Frage 
der Finanzierung der Berufsausbildung diskutiert – für die Hochschulen stehen zudem noch 
die Probleme auf der Tagesordnung, die mit dem zu erwartenden Rückgang der Studentenzah-
len in den kommenden Jahren verbunden sind. Die Kompatibilität oder Inkompatibilität des 
Berufsbildungssystems (einschließlich der Hochschulbildung) mit der Veränderungen der 
Forschung und Entwicklung, der Produktion und der Erwerbsarbeit wird dagegen meist nur 
abstrakt angesprochen: „Wissensgesellschaft“ und „lebenslanges Lernen“. Welche Folgerun-
gen daraus für die Gestaltung des Bildungssystems abzuleiten sind, hat der Bericht „Berufs-
bildung im Umbruch. Signale eines überfälligen Aufbruchs“ (Baethge u.a. 2007) versucht 
aufzuzeigen. 
Es gibt verschiedene Anzeichen für Veränderungen in der Art betrieblicher Arbeit, den erfor-
derlichen Fähigkeiten und Qualifikationen, die Folgen für Beruflichkeit und Berufsverläufe 
haben könnten. Das Grundmodell der beruflichen Facharbeit war eine Grundausbildung (das 
duale System kombinierte Ausbildung in den betrieblichen Arbeitsprozessen „von der Pike 
auf“ mit in Berufsschulen vermitteltem Wissen), der sich ein „lebenslanges Lernen durch Er-
fahrung“ während des Erwerbslebens anschloss. Arbeitskräfte des mittleren Qualifikationsni-
veaus „lernten“ ihre Arbeit zu beherrschen und den sich verändernden technischen, technolo-
gischen und betriebswirtschaftlichen Anforderungen anzupassen, indem sie Erfahrungen im 
laufenden Betrieb sammelten, nur wenig ergänzt durch kurze Schulungen und Lehrgänge, z.B. 
bei Umstellung von Maschinen, Produktionslinien oder Produkten. Die Kumulation von Er-
fahrungswissen, deren Grundstein durch die duale Ausbildung im Betrieb gelegt wurde, war 
für die Mehrheit der Berufe der wichtigste Modus „lebenslangen Lernens“. Für diesen Modus 
der Qualifikation war es wichtig, einen möglichst großen Teil der nachwachsenden Arbeits-
kräfte im Betrieb selbst auszubilden und langfristig an den Betrieb zu binden, damit das ge-
sammelte und zu großen Teilen betriebs- und prozessspezifische Erfahrungswissen erhalten 
und ggf. auf nachfolgende Generationen übertragen werden konnte. 
Beobachtungen und erste Analysen (systematische und umfassende Untersuchungen stehen 
noch aus!) des Rekrutierungs- und Ausbildungsverhaltens zeigen nun, dass zumindest für 
größere Teile der qualifizierten Belegschaften der Modus des „kumulierten Erfahrungswis-
sens“ in der herkömmlichen Weise nicht mehr zentral ist. Betriebe rekrutieren inzwischen 
zunehmend nicht mehr über eigene Ausbildung und lange betriebliche Erfahrung, sondern sie 
suchen „spezialisierungsfähige Generalisten“, also Personen, die mittels einer universellen 
Ausbildung und vielfältiger, nicht an jeweils betriebsspezifische Bedingungen gebundener 
differenzierter Anwendungserfahrungen in der Lage sind, Probleme „projektförmig“ zu lösen. 
Lange betriebsbezogene Erfahrungen sind hier weniger Wert als die Fähigkeit, Probleme aus 
unterschiedlichen Perspektiven analysieren zu können und Erfahrungen aus anderen Umstän-
den mitzubringen. Solche Universalisten sind besonders gefragt in forschungsintensiven Tä-
tigkeiten, in der EDV, in der Arbeit mit komplexen computergestützten Maschinen und Anla-
gen, der Kommunikations- und Medienwirtschaft, der Medizin und Medizintechnik. Hier aber 
zeigt sich bereits deutlich ein Mangel an solchen Fachkräften. 
Es ist leicht zu erkennen, dass das bisherige Berufsbildungssystem kaum in der Lage ist, die-
sen neuen Typ qualifizierter Facharbeit auszubilden. Die Schwierigkeiten, genügend Ausbil-
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dungsplätze im dualen System bereitzustellen, haben also auch damit zu tun, dass das Interes-
se der Betriebe an dem dort vermittelten Typ von Qualifikation abnimmt. Dafür geeignete 
Ausbildungsformen aber gibt es kaum. Die Betriebe suchen für neue und wachsende Tätig-
keitsfelder auf dem Arbeitsmarkt nach geeigneten Personen, die dann in speziell ausgewähl-
ten Qualifikationen weitergebildet werden (nicht selten durch die Arbeitsämter finanziert) und 
die nicht mit einer „lebenslangen“, sondern einer projektbezogenen Perspektive eingestellt 
werden. Bei diesen Rekrutierungsprozessen spielt „Auswahl“ eine wichtige Rolle. Beispiels-
weise werden 10 Praktikanten mit einer geeigneten universellen Qualifikation (z.B. Fach-
schulabsolventen) probeweise eingestellt, aus denen man dann zwei auswählt: Das zur vor-
ausgesetzten Grundqualifikation ergänzend erforderliche Wissen wird durch Teilnahme an 
kürzeren Kursen oft außerhalb des Betriebes vermittelt (z.B. bei den Herstellern der einzuset-
zenden Technik und Elektronik).  
Solche über den Arbeitsmarkt vermittelten Rekrutierungsstrategien der Betriebe sind möglich, 
weil es im Zuge der Deindustrialisierung noch hoch qualifizierte, flexible und lernfähige Per-
sonen aus den untergegangenen DDR-Betrieben gab. Dies wird in Zukunft kaum noch der 
Fall sein. Klar ist aber auch, dass es bislang kein geeignetes Berufsbildungssystem für diesen 
Qualifikationstyp gibt, aus dem Nachschub kommen könnte. 
Das duale System ist wenig geeignet, die Hoch- und Fachschulen bilden zu wenig berufsori-
entiert aus und die Lücke – der Übergang aus einer universellen, aber anwendungsfernen Aus-
bildung an einer Hoch- oder Fachschule in die projektbezogene Anwendung – wird bislang 
nur hilfsweise geschlossen: durch die Institution des Praktikums. Hinter der „Generation 
Praktikum“ steckt also nicht nur die Einsparung von Lohnkosten, sondern auch der Versuch, 
die qualitativen Inkompatibilitäten zwischen dualem Berufsbildungssystem, Hoch- und Fach-
schulausbildung und den neuen beruflichen Anforderungen zu überbrücken. 
Man kann aber auch aus ersten Beobachtungen erkennen, in welche Richtungen Lösungen 
entstehen könnten. Gerade in der dominant kleinbetrieblichen Wirtschaftsstruktur Ostdeutsch-
lands finden sich „Netzwerklösungen“, in denen mehrere Betriebe ihre Berufsbildungspoten-
ziale mit außerbetrieblichen Einrichtungen (Berufsschulen, Hoch- und Fachschulen, Bil-
dungszentren u.ä.) zusammenlegen, um Qualifikationsmodule für die Erstausbildung und die 
Weiterbildung zu schaffen, die universelle Bildung und anwendungsbezogene Projektarbeit 
kombinieren.  
Betrachtet man die ostdeutsche Qualifikationslandschaft im Überblick, dann zeigt sich fol-
gendes Bild: Es gibt das duale System mit abnehmender Bedeutung, das in Ostdeutschland 
deutlich schwächer ist als im Westen. Es gibt Hoch- und Fachschulen, denen aber Brücken in 
die betriebliche Arbeit fehlen. Es gibt betriebseigene oder auch zwischenbetriebliche Qualifi-
kationssysteme, über die wir bislang sehr wenig wissen. 
Daneben aber finden wir ein höchst unübersichtliches System von Trainingsmaßnahmen, Um-
schulung, Projektarbeit, Bildung und Qualifikation für Arbeitslose, das seit den 1990er Jahren 
entstanden ist. Es besteht in der Mehrzahl aus speziell dafür entstandenen Trägern, wird aus 
Mitteln der Arbeitsmarktpolitik (über Ausschreibungen der Arbeitsagentur und der Argen) 
und Fördermitteln finanziert und schrumpft oder expandiert je nach politischer Beschlusslage. 
Die Qualität der hier vermittelten Bildung ist als äußerst differenziert einzuschätzen, aber man 
weiß nur wenig darüber. Teilweise ist es schlicht Wiederholung derselben Routinen (z.B. 
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beim Bewerbungstraining), teilweise wird durchaus interessante und nützliche Projektarbeit 
zu kulturellen, sozialen und ökologischen Themen durchgeführt. Teilweise wird hochqualifi-
zierte berufsorientierte Bildung vermittelt, z.B. wenn das Arbeitsamt für ausgewählte „Kun-
den“ teure Kurse für Systemadministratoren von EDV-Systemen vermittelt und bezahlt. In 
jedem Fall aber ist dieses endogen entstandene System der Bildung und Qualifikation Be-
standteil des „sekundären Integrationsmodus“ und hat de facto die Funktion, die Überflüssi-
gen in Bewegung zu halten und ab und zu den einen oder anderen für das Erwerbssystem aus-
zusieben. Der größere – und wohl auch wertlosere – Teil dieser Qualifizierungsanstrengungen 
ist keine Investition in das Arbeitskräftepotenzial, weil die Betroffenen in den Maßnahme-
schleifen bleiben. 
Die Segregation der Erwerbstätigen setzt sich in diesem faktisch weitgehend abgeschottenen 
System der Qualifizierung, Bildung und Projektarbeit fort, das überwiegend selbstreferentiell 
funktioniert. Die Tendenz zur Entstehung eines solchen abgeschotteten Systems fiktiver Qua-
lifikation zeigt sich auch in der Erstausbildung, nämlich in dem so genannten „Übergangssys-
tem“, also den Angeboten für Schulabgänger, die keinen Ausbildungsplatz in einem Betrieb 
finden konnten. Berufsvorbereitende Jahre, „Teilfacharbeiter“ und ähnliche Maßnahmen be-
reiten faktisch kaum auf einen Einstieg in betriebliche Erwerbsarbeit vor (nur ein kleiner Teil 
schafft den Übergang aus dem Übergangssystem in betriebliche Ausbildung oder Erwerbsar-
beit. Das Übergangssystem ist für die Mehrzahl der Einstieg in den sekundären Integrations-
modus der Langzeitarbeitslosen.  
In der Trennung der Ausbildungs- und Qualifikationssysteme des primären Integrationsmodus 
von denen des sekundären Integrationsmodus (die sich wiederholenden Trainings und Quali-
fikationsmaßnahmen für Arbeitslose) liegt aber das eigentliche Problem. Einerseits darf man 
annehmen, dass im Qualifikations- und Bildungssystem der Arbeitsmarktpolitik neben eini-
gem Schrott auch innovative Ansätze zu finden sind, die geeignet wären, in ein neu entste-
hendes Netzwerk beruflicher Qualifikation und lebenslangem Lernen eingebracht zu werden. 
Andererseits verhindert gerade die soziale und institutionelle Segregation, die Trennung des 
Qualifikationssystems der Betriebe von dem Qualifikationssystem für die Arbeitslosen, die 
Prozesse, mit denen passfähige Lösungen selektiert und kombiniert werden könnten und mit 
denen nach und nach ein erneuertes System der beruflichen Ausbildung und des lebenslangen 
Lernens entstehen könnte. 
Dies kann sich nur ändern, wenn diese weitgehende wechselseitige Abschottung überwunden 
würde. Prinzipiell sollten die Maßnahmen der Qualifikation von Arbeitslosen zugleich auch 
Maßnahmen für die Qualifikation von Erwerbstätigen werden und umgekehrt.  
Erste Schritte wären:  
− Im Entstehen begriffene Qualifikations- und Bildungsnetzwerke von Betrieben und Bil-

dungsträgern sollten systematisch gefördert und gleichzeitig für die Qualifikation von ge-
eigneten Arbeitslosen geöffnet werden. Dies würde zu finanziellen Synergieeffekten der 
Mittel führen, die Betriebe, Bund und Länder und Arbeitsagenturen derzeit ausgeben, vor 
allem aber könnten auf diese Weise Kurse und Maßnahmen entstehen, die tatsächlich ge-
eignet sind, die Integration in den ersten Arbeitsmarkt zu unterstützen. In jedem Fall soll-
ten neben Bildungsträgern und Berufsschulen auch Betriebe in solche Netzwerke einbe-
zogen werden, nach Möglichkeit auch Hoch- und Fachschulen.  
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− Träger von Bildungsmaßnahmen für Arbeitslose sollten systematisch so weiterentwickelt 
werden, dass sie ebenfalls in solche Netzwerke passen. Mittelfristig könnte eine Perspek-
tive sein, Bildungsmaßnahmen für Arbeitslose und Fördermittel nur an die Träger zu ver-
geben, die auch Qualifizierungsmaßnahmen für Erwerbstätige durchführen. Arbeitslose 
sollten zunehmend in solchen Kursen gemeinsam mit Erwerbstätigen teilnehmen und die 
in Zusammenarbeit mit Betrieben, Industrie- und Handelskammern, Berufsschulen oder 
Hochschulen konzipiert sind. 

− In solchen Netzwerken könnten Nachwuchskräftepools gebildet werden. Betriebe, die an 
solchen Netzwerken und ihrer Finanzierung mitwirken, könnte ein verbesserter und ver-
längerter Zugriff auf Praktika ermöglicht werden, wenn sie im Gegenzug bereit sind, frei 
werdende oder neu geschaffene Stellen mit Personen aus dem Nachwuchskräftepool zu 
besetzen. Für Schwankungen im Arbeitskräftebedarf könnte Leiharbeit aus Nachwuchs-
kräftepools als Brücke genutzt werden. 

Es ist aus heutiger Perspektive noch nicht erkennbar, wie ein mit den Anforderungen der 
kommenden zehn bis zwanzig Jahre kompatibles System der Berufsbildung und des lebens-
langen Lernens aussehen könnte, welche Elemente aus den derzeitigen Strukturen in welcher 
Form der Reorganisation darin Eingang finden und welche zum Untergang verurteilt sind. 
Sicher wird wohl kein einheitliches und zentral strukturiertes System entstehen, es werden 
netzwerkartige Strukturen sein, in denen Betriebe, Bildungsträger, Hoch- und Fachschulen in 
jeweils spezifischer Weise kooperieren. Aber gerade in der offenen und unübersichtlichen 
Situation heute wäre es erforderlich, Prozesse in Gang zu bringen, die nicht den Status quo 
der Segregation verwalten oder ggf. erträglicher machen, sondern aufbrechen. Es geht um das 
Experimentieren und Kombinieren, aber unter Bedingungen, unter denen gelernt werden 
kann, welche Lösungen sich als entwicklungsfähig erweisen.  
 
 
3. Ansatzpunkte einer strategischen Neuorientierung  
 
Werden wir künftig mit einer Unterbeschäftigung in den Größenordnungen der 1980er oder 
1990er Jahre rechnen müssen oder könnte diese deutlich zurückgehen? Eine empirisch gesi-
cherte Antwort gibt es darauf derzeit nicht. Oben wurde dargestellt, dass es durchaus denkbar 
ist und es auch Anzeichen dafür gibt, dass die langfristige überwiegend depressive Wirt-
schaftsentwicklung dann zu Ende gehen könnte, wenn die derzeitige Orientierung auf die eine 
globale Energiewende sich in entsprechenden Investitionsstrategien niederschlägt und insge-
samt zu einem neuen Entwicklungspfad, einer ökologischen Produktions- und Konsumtions-
weise erweitert. Dies ist eine Perspektive, die sich nicht in einem Jahr, aber doch innerhalb 
des nächsten Jahrzehnts entscheiden wird. Ich sehe keinen empirisch nachweisbaren Grund 
dafür, dass es innerhalb einer kapitalistischen Ökonomie nicht mehr zu dynamischen Ent-
wicklungen kommen kann. Allerdings sehe ich auch keinen Grund dafür anzunehmen, dass es 
in jedem Fall dazu kommen muss.  
Aber selbst wenn es die kommenden Jahre aus der Rezession in eine wieder dynamische Ent-
wicklung führen – folgt daraus, dass so viel zusätzliche Erwerbsarbeit benötigt wird, dass alle 
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nachwachsenden Menschen eine Erwerbsarbeit finden und zusätzlich der über viele Jahre 
aufgebaute Sockel an Arbeitslosen vollständig abgebaut werden kann?  
Grundsätzlich kann man zwei begründete Standpunkte beziehen.  
Eine Position lautet, dass langfristig Produktivitäts- und BIP-Wachstum im Gleichgewicht 
sein müssen, also die Effekte der Freisetzung von Arbeit durch die Effekte des Produktions-
wachstums auf lange Sicht kompensiert werden (so Flassbeck beispielsweise). Abgesehen von 
demographischen Schwankungen würde dies bedeuten, dass es langfristig wieder zu Vollbe-
schäftigung kommen wird. Dann wäre die in den letzten Jahrzehnten beobachtete dramatische 
Arbeitslosigkeit wie in den 1930er oder 1870er Jahren Folge einer langwelligen Depression 
(oder noch simpler einer falschen Wirtschaftspolitik). Sie würde wieder in einer mehrere Kon-
junkturzyklen umfassenden Prosperität wieder verschwinden, könnte allerdings in einer 
nächsten langen Rezession erneut auftreten, vielleicht in 30 oder 40 Jahren. Für diese Position 
spricht zumindest die historische Erfahrung – aber Vergangenes lehrt nichts über die Zukunft. 
Die Gegenposition wäre, dass die Modernisierung der Produktions- und Kommunikationsmit-
tel zu einem Produktivitätsniveau geführt hat, das auch bei hoher wirtschaftlicher Dynamik 
nicht mehr alle Arbeitskräftepotenziale absorbiert. Volkswirtschaftlich würde dies bedeuten, 
dass auch in einer möglichen Phase dynamischer Entwicklung der Zuwachs der Produktivität 
dauerhaft größer wäre als der Zuwachs des Bruttoinlandprodukts und des privaten Konsums 
(was im Übrigen auch bedeuten müsste, dass die Arbeitnehmereinkommen nicht mehr im 
Maße der Produktivität steigen dürften!).  
Produktivitätszuwachs ist auch in Zukunft erforderlich, wenn auch in erster Linie als Zuwachs 
der Produktivität des Ressourceneinsatzes, ohne den der Umbau der Produktions- und Kon-
sumtionsweisen auf Ressourcen sparende, ökologische und nachhaltige Verfahren und Pro-
dukte nicht möglich wäre. Dabei wird es aber auch zur Steigerung der Arbeitsproduktivität 
kommen, man kann im Großen und Ganzen nicht Innovationen zur Steigerung der Ressour-
cenproduktivität implementieren, die nicht auch die Arbeitsproduktivität erhöhen. Der Umbau 
der Produktionsweisen verlangt aber auch Investitionen. Die Ersetzung des „fossilen“ Ener-
giesystems durch ein ressourceneffizientes auf der Basis neuer Technologien und Energien ist 
also auch wirtschaftliches Wachstum, zunächst in der Produktionsmittelproduktion. Bleibt die 
Frage, ob ein künftiger Entwicklungspfad denkbar ist, der ohne oder mit sehr geringem 
Wachstum des privaten Konsums und der in den privaten Konsum fließenden Einkommen 
vorstellbar ist. Solche Vorschläge und Vorstellungen gibt es. Aber zunächst einmal schließt 
der Umbau der Energiesysteme auch den Umbau der Konsumtionsweise ein. Ein großer Teil 
der heutigen Konsumtion ist energieabhängig: Wohnen, Mobilität, Ernährung, Freizeit, 
Kommunikation. Der qualitative Wandel ist ökonomisch gesehen auch Wachstum des Kon-
sums und erfordert wachsende Einkommen, wenn auch nicht in der simplen Weise, dass vom 
Vorhandenen einfach immer mehr konsumiert wird. Zudem steht für große Teile der Bevölke-
rung die Option, auf wachsende Einkommen zu verzichten, gar nicht; sie haben schon heute 
schlicht zu wenig.  
Trotzdem ist es nicht auszuschließen, dass auch in einer Phase dynamischer Entwicklung die 
Produktivitätseffekte über dem Wachstum liegen, die Qualität des Kapitalstocks sich also 
schneller verändert, als seine Größe zunimmt. Aus meiner Sicht kann man diese Frage nicht 
empirisch gesichert entscheiden. Aber für eine strategische Debatte über den Umgang mit 
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Arbeitslosigkeit und sozialer Segregation ist dies auch egal, weil die bisher beobachteten Zeit-
räume langer Rezessionen umfassen mehr als ein halbes, fast ein ganzes Erwerbsleben umfas-
sen. Aus der Perspektive der Individuen sind sie viel zu lang, um mit einem Verweis auf eine 
künftige Vollbeschäftigung „überbrückt“ zu werden. Es gilt also, aus der Entwicklung der 
vergangenen drei Jahrzehnte grundsätzliche Schlussfolgerungen für die Reorganisation mo-
derner Gesellschaften und ihrer Sozialsysteme zu ziehen, die den Umgang mit Zeiten sinken-
den Beschäftigungsbedarfs auf eine neue Grundlage stellen. Für die heute lebenden Menschen 
(und vielleicht auch für die in der nächsten langen Depression irgendwann in der Zukunft) ist 
es entscheidend, auch für die mehrere Zyklen umfassenden Rezessionslagen eine institutionell 
neue Antwort auf die soziale Frage zu geben. Die Frage lautet heute: wie kann in Zeiten, in 
denen die Freisetzung von Arbeit langfristig größer ist als die Bindung, der gesellschaftliche 
Arbeitszeitpool also sinkt (oder langsamer wächst als die Zahl der Erwerbstätigen), Langzeit-
arbeitslosigkeit und soziale Segregation verhindert werden? Was ist die Alternative zum se-
kundären Integrationsmodus? Ostdeutschland ist einer der möglichen Orte, an denen eine 
Antwort auf diese Frage gefunden werden kann und muss, denn hier hat die Arbeitslosigkeit 
und der daraus folgende Ausschluss aus zentralen Teilhabedimensionen das Maß möglicher 
„Überbrückung“ längst überschritten.  
Im Grundsatz werden derzeit zwei Antworten darauf gegeben, die an die Debatte um die Ar-
beitszeitverkürzung der 1980er Jahre anknüpfen, sich aber zugleich davon unterscheiden:  
A) Wenn der Arbeitszeitfonds insgesamt sinkt, dann müssen für einen Teil der Bevölkerung 
im Erwerbsalter Möglichkeiten geschaffen werden, auch ohne Erwerbsarbeit „angemessen“ 
zu leben. Die marktliberale Variante dieser Idee, die die Unternehmens- und Vermögensein-
kommen schonen will, ist die Ausgrenzung der Überflüssigen durch den sekundären Integra-
tionsmodus bei gleichzeitig zurückgehenden und sich differenzierenden Arbeitnehmerein-
kommen – also der Zustand, den wir faktisch in Ostdeutschland haben, nur institutionell neu 
verfasst und rechtlich festgeschrieben als kleines Grundeinkommen bei faktischem Verzicht 
auf Erwerbsarbeit – bis auf gelegentliche Jobs als Dienstboten. Dies wäre offensichtlich ein 
weiterer Ausbau sozialer Segregation.  
Die andere Variante dieses Grundmodells wäre, aus der Not eine Tugend zu machen und in 
der exklusiven Befreiung von der Erwerbsarbeit den Eintritt in das „Reich der Freiheit“ zu 
sehen. Bedingungsloses Grundeinkommen ohne Erwerbsarbeit würde eine soziale Schicht 
von Eigenarbeitern schaffen, die ihr Leben außerhalb der Erwerbsarbeit selbst bestimmen und 
sich den Dingen widmen, die von bezahlter Arbeit nicht oder nur schlecht erledigt werden 
können. Auch hier wird ein größerer Teil der Bevölkerung dauerhaft und endgültig aus der 
Erwerbsarbeit freigesetzt, aber ihre Einkommen wären deutlich besser und das Modell liefe 
eher zu Lasten der Vermögens- und Unternehmenseinkommen (auch zu Lasten der Investitio-
nen?), vor allem aber zu Lasten der mittleren und höheren Arbeitnehmereinkommen.  
Aber selbst wenn dieses Grundeinkommen hoch genug wäre, wenn es auch finanzierbar wäre 
und selbst wenn es zudem politisch durchsetzbar wäre (denen gegenüber, die es finanzieren 
müssen) handelt es sich nicht auch um eine Form sozialer Segregation? Im Extremfall um 
eine umgekehrte? Die gut ausgestatteten Grundeinkommensbezieher widmen sich allem, was 
schön ist, lebensweltlichen Sinn hat und Freunde macht, und sie halten sich zur Finanzierung 
ein Heer von Erwerbsarbeitern, die zwar ganz gut verdienen, aber auf disponible Zeit weitge-



 32

hend verzichten? Wenn Erwerbsarbeit und Grundeinkommen so gestaltet sind, dass Bedin-
gungen entstehen, die es faktisch schwer oder gar unmöglich machen, aus dem Stand der 
Grundeinkommensbezieher wieder in den der Erwerbsarbeiter zu wechseln oder umgekehrt 
(auch wenn es juristisch ganz „frei“ gewählt werden könnte), weil die eine Gruppe ihre Posi-
tion monopolisiert. Wenn der Zugang zu Erwerbsarbeit durch verschlossene Arbeitsmärkte 
und Qualifikationsbarrieren verstellt oder der Zugang zum Grundeinkommen durch Kontin-
gente eingeschränkt ist, haben wir es auch einer selektiven Sozialisation, mit einer qualitati-
ven Segregation zu tun, die zu sozialen Schichten mit divergenten Teilhabeformen führt. 
Während die eine Gruppe nicht an der Erwerbsarbeit und den Erwerbseinkommen partizipiert 
(und also auch kaum an den Formen des Kampfs um Mitbestimmung, Mitentscheidung, Mit-
gestaltung wirtschaftlicher Entwicklung), ist die andere aus der Teilhabe an disponibler Zeit 
ganz oder weitgehend ausgeschlossen. Das Argument, es könnten ja alle auf Erwerbsarbeit 
verzichten und sich den schönen Dingen widmen, kann aber niemand ernsthaft vertreten.  
Alle diskutierten Modelle eines Grundeinkommens oder einer Grundsicherung, die die Frage 
nach einem gleichberechtigten Zugang zur Erwerbsarbeit für alle nicht systematisch in ihr 
Konzept integrieren, haben m.E. den Fehler, soziale Segregation als unvermeidlich oder sogar 
wünschenswert hinzunehmen, nur eine andere Segregationsvariante vorschlagen als die, die 
wir derzeit haben. Damit wird aber das zentrale Problem der neu entstehenden qualitativen 
sozialen Ungleichheit ausgeblendet. 
Faktisch muss auch den Anhängern des bedingungslosen Grundeinkommens oder einer be-
darfsorientierten Grundsicherung klar sein, dass es ein Nebeneinander von Erwerbsarbei-
ter/inne/n und Grundeinkommensbezieher/inne/n nur geben kann, wenn die Erwerbsarbeite-
rinnen deutlich mehr verdienen als die Grundeinkommensbezieher. Dann aber läuft ein sol-
ches Modell darauf hinaus, die freie Nutzung der disponiblen Zeit durch Verzicht auf Ein-
kommen zu erkaufen und umgekehrt. Hier liegt der Kern der in solchen Modellen enthaltenen 
sozialen Segregation, die sich qualitativ nicht unterscheidet von dem Zustand, den wir derzeit 
im ostdeutschen Erwerbssystem haben. Selbst dann, wenn die Entscheidung „freiwillig“ fällt, 
sie fällt unter dem „stummen Zwang“ der Verhältnisse. Zwar wäre eine freiwillige Entschei-
dung für die Teilnahme an einer Maßnahme oder einem Ein-Euro-Job oder auch eine finan-
ziell bessere Ausstattung des Arbeitslosengeld II eine deutliche Verbesserung der heutigen 
Lage, aber keine Überwindung sozialer Segregation. Dies wäre nur dann der Fall, wenn die 
Arbeitslosen nach Grundsicherung, Maßnahmen und Qualifizierungen auch praktisch eine 
gesicherte Perspektive hätten, eine Erwerbstätigkeit zu finden. In einer Situation, in denen der 
Zugang zum Arbeitsmarkt verschlossen ist, führen auch ein freiwilliger Verzicht auf Er-
werbsarbeit und ein gut ausgestattetes Grundeinkommen ohne Bedürftigkeitsprüfung und oh-
ne staatliche Kontrolle und Restriktionen nicht zur Überwindung der sozialen Segregation.  
B) Die Alternative dazu wäre, die zeitweilig oder anhaltend zurückgehende Erwerbsarbeit und 
die gleichzeitig wachsende disponible Zeit insgesamt gerecht zu verteilen, also Teilhabe an 
Erwerbsarbeit und an freier Zeit für jede und jeden sicherzustellen, und zwar nicht nur juris-
tisch, sondern praktisch. Arbeitslosigkeit, die durch langfristig steigende Produktivität ent-
steht, ist ja an sich gewonnene freie Zeit, die den Individuen und der Gesellschaft für Tätig-
keiten zur Verfügung stehen könnte, die nicht mittels Erwerbsarbeit verrichtet werden können 
oder sollen, also insbesondere für individuelle und gemeinschaftliche Eigenarbeit, für Kinder, 
soziale und ökologische Projekte, für Bildung, Qualifizierung und Kultur, weil diese Bereiche 
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nicht kommerzialisiert werden können oder sollen. Nur die seit den 1980er Jahren entstandene 
neue Form sozialer Segregation bewirkt, dass disponible Zeit nicht als Wohlstand erscheint, 
sondern die Gestalt leerer Zeit sozial Ausgegrenzter annimmt.  
Eine gerechte Verteilung der disponiblen Zeit – und damit auch eine Neuverteilung der Er-
werbsarbeit – bildet den Hintergrund der Konzepte, die Arbeitslosigkeit durch Arbeitszeitver-
kürzung bekämpfen bzw. zumindest reduzieren wollen. Dabei hatten in der Vergangenheit 
zwei Modelle großes Gewicht: die Verkürzung der Wochenarbeitszeit und die Verkürzung der 
Lebensarbeitszeit durch Vorverlegung des Rentenalters. Auch Sabbatjahre gehören zu diesen 
Vorschlägen. 
Zweifellos haben beide Entwicklungen in den 1980er und 1990er Jahren eine gewisse Redu-
zierung der Arbeitslosigkeit bewirkt. Trotzdem hatten sie nicht den erhofften Erfolg. Die Re-
duzierung der Lebensarbeitszeit kollidierte mit den Finanzierungsproblemen des Rentensys-
tems und der absehbaren demographischen Entwicklung – inzwischen wird das Rentenalter 
nicht mehr weiter reduziert, sondern wieder heraufgesetzt.  
Die Verkürzung der Wochenarbeitszeit kollidierte vor allem mit der sich durchsetzenden Stra-
tegie einer neoliberal begründeten Senkung der Lohn und Lohnnebenkosten. Zudem zeigte 
sich auch, dass die Arbeitszeitverkürzungen, soweit sie durchgesetzt wurden (von 40 auf 38,5 
Stunden) nicht ganz die erhofften Arbeitsmarkteffekte hatten, weil ein großer Teil durch ver-
stärkte Rationalisierung kompensiert wurde und nicht zu Neueinstellungen führte. Beide Mo-
delle haben zudem das Problem, dass sie keinen neuen Zugang, keine neuen kulturellen For-
men des Umgangs und der Nutzung disponibler Zeit herausfordern. Es handelt sich einfach 
um mehr Freizeit, die in Form längerer Wochenenden, längerer Urlaube und längerer Alters-
ruhe durch mehr Konsum verbraucht werden muss – weshalb mehr Freizeit mit sinkenden 
oder stagnierenden Einkommen auch nicht kompatibel war. Eine über die fordistische Ar-
beits- und Konsumgesellschaft hinausweisende Verwendung disponibler Zeit ist m.E. nur 
möglich, wenn daraus neue gesellschaftliche Formen der Kombination von Erwerbs- und Ei-
genarbeit im Erwerbsverlauf entstehen. Dies bedeutet, gleichzeitig mit der Verkürzung der 
Lebensarbeitszeit die Infrastruktur und die Kultur zu entwickeln, die gesellschaftlich sinnvolle 
Nutzung von disponibler Zeit auf neue Weise erst möglich macht. Dringend erforderlich wäre 
es beispielsweise, disponible Zeit verstärkt für Bildung und Qualifikation nutzbar zu machen. 
Ebenso wichtig wäre, Kinderbetreuung so zu organisieren, dass disponible Zeit von Männern 
und Frauen eingesetzt werden kann, ohne die berufliche Karriere aufgeben zu müssen – ein 
gesicherter Wiedereinstieg in die Erwerbsarbeit ist hier die entscheidende Voraussetzung. 
Mitarbeit in ökologischen, sozialen und kulturellen Projekten wäre ein weiteres Feld sinnvol-
ler selbst organisierter Eigenarbeit. 
Wenn die gerechte Verteilung und sinnvolle Nutzung der gewonnenen Zeit nicht über eine 
allgemeine Arbeitszeitverkürzung verwirklicht werden kann oder soll, sondern durch einen 
Wechsel zwischen Erwerbszeiten und erwerbsfreien Zeiten, dann wäre ein bedingtes und be-
fristetes Grundeinkommen ein sinnvolles Instrument. Eine denkbare und von mir präferierte 
Lösung wäre ein Anspruch auf Grundeinkommensjahre nach einer bestimmten Zahl von Er-
werbsjahren, der im Laufe des Erwerbslebens flexibel eingelöst werden kann, aber auch in-
nerhalb des Erwerbslebens eingelöst werden soll und nicht bis an das Rentenalter verschoben 
werden soll – was auf eine Vorruhestandsregelung hinausliefe. Niemand würde juristisch ge-
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zwungen, seine Grundeinkommensjahre in Anspruch zu nehmen, aber der Anspruch würde 
nach einer gewissen Zeit verfallen. Die Zahl der Menschen, die in eine Grundeinkommens-
kasse einzahlen, den Anspruch aber nicht nutzen, würde m. E. nicht sehr groß sein. Der An-
spruch auf Grundeinkommensjahre wäre aber nicht auf die abhängige Beschäftigung be-
grenzt, sondern auf jede Art bezahlter Erwerbstätigkeit zu beziehen sein. Alle Erwerbstätigen 
können Grundeinkommensjahre in Anspruch nehmen, alle Erwerbseinkommen werden zu 
ihrer Finanzierung herangezogen. 
Zu finanzieren wäre dies Grundeinkommen entweder über einkommensbezogene Umlage auf 
alle Einkommen oder einen Teil der Einkommenssteuer, die in eine Grundeinkommenskasse 
fließen. Die Ausgaben hängen von der Relation von Erwerbsjahren und Grundeinkommens-
jahren ab, die derzeit zum Beispiel bei Fünf zu Eins liegen könnte. Im Gegenzug entfallen 
Kosten für andere Sozialleistungen, etwa für ALG II, teilweise für ALG I und ein Teil der 
Folgekosten der Arbeitslosigkeit. Anspruch und Zahlung der Beiträge würde nicht nur Ar-
beitnehmer betreffen, sondern alle Erwerbstätigen. Der Aufwand würde sich etwa in der Grö-
ßenordnung der heutigen Kosten der Arbeitslosigkeit bewegen. 
Mit einem solchen Grundeinkommen könnten Grundeinkommensjahre finanziert werden, in 
denen Grundeinkommensbezieher nach eigener Entscheidung sich ihren Kindern widmen (das 
Elterngeld wäre dann schon eine solche Form von bedingtem Grundeinkommen), sie könnten 
in einem Projekt eigener Wahl mitarbeiten oder selbst eins ins Leben rufen, sie könnten aber 
auch an einer längeren Bildungs- oder Qualifikationsmaßnahme eigener Wahl teilnehmen. 
Solche Qualifizierung soll natürlich nicht die betriebsbezogene und von den Unternehmen zu 
finanzierende Qualifizierung ersetzen. Aber neben dieser würde eine davon unabhängige, 
nicht von den Bedürfnissen der Betriebe, sondern von denen der Individuen bestimmte und 
von ihnen disponierbare Bildungs- und Qualifizierungsmöglichkeit entstehen bzw. ausgewei-
tet. Einerseits würde dies die Möglichkeit der eigenen beruflichen Entwicklung unabhängiger 
von der jeweils betrieblichen Erfordernissen machen, also auch Neuorientierungen erleich-
tern. Zum anderen wird dadurch lebenslange Bildung auch unabhängig vom Erwerbszweck 
gefördert.  
Je nach langfristiger Entwicklungstendenz auf dem Arbeitsmarkt könnte das Verhältnis von 
Grundeinkommensjahren zu Erwerbsarbeitsjahren so gestaltet werden, dass ein Gleichgewicht 
auf dem Arbeitsmarkt gegeben ist. Beispielsweise könnte auf je vier, fünf oder sechs Erwerbs-
jahre der Anspruch für ein Grundeinkommensjahr entstehen, das innerhalb eines bestimmten 
Zeitraums auch in Anspruch genommen werden muss. Durch entsprechende Anreize könnte 
sichergestellt werden, dass in Zeiten eher rezessiver Entwicklung und sinkenden Arbeitsbe-
darfs die Nutzung der entstandenen Grundeinkommensansprüche steigt, während sie in Zeiten 
hohen Bedarfs an Erwerbsarbeit zurückgehen könnte. Damit würde zeitweise ein Arbeitspo-
tenzial von bis zu 20 Prozent vom Arbeitsmarkt genommen werden können, und zwar ohne 
anhaltende Arbeitslosigkeit und soziale Aussonderung, und zur sinnvollen Nutzung den Indi-
viduen (nicht dem Staat!) zur Verfügung gestellt. Wichtig ist, ein solches Grundeinkom-
mensmodell so auszugestalten, dass eben nicht nur bestimmte soziale Schichten bzw. Ein-
kommensgruppen daran interessiert sind, sondern gerade auch qualifizierte und gut bezahlte. 
Nur dann würde die Tendenz zu sozialer Segregation vermieden und nur dann würde der An-
teil von Personen, die Zugang zu qualifizierter Arbeit bekommen, grundsätzlich erhöht. (De-
tails siehe in den Vorschlägen dazu im Anhang).  
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Der Vorschlag sieht den Wechsel zwischen Erwerbsarbeit und Grundeinkommensjahren in 
einer jeweils alternierenden Form vor. Paralleler Bezug von Grundeinkommen und Erwerbs-
tätigkeit soll nicht ganz ausgeschlossen sein, aber eine an bestimmte Voraussetzungen ge-
knüpfte Ausnahme darstellen. Dafür gibt es zwei Gründe. Erstens vermeidet der wechselseiti-
ge Ausschluss von Grundeinkommen und Erwerbsarbeit unmittelbare Wirkungen auf das 
Lohnniveau (mittelbare sind natürlich vorhanden, denn das Grundeinkommen muss durch 
Umlagen oder Steuern finanziert werden, genau wie die heutigen Sozialeinkommen, die es 
ablösen soll). Paralleler Bezug von Grundeinkommen und beispielsweise Teilzeiterwerbsar-
beit würde – zumindest wenn dies in größerer Zahl praktiziert würde – die Gefahr mit sich 
bringen, wie ein Kombilohnmodell negativ auf das Lohnniveau zu wirken. Wenn eine größere 
Zahl der Arbeitskräfte bereit ist, zu einem geringeren Lohn als dem jeweils marktüblichen zu 
arbeiten, weil sie durch das halbe Grundeinkommen eine zusätzliche Einkommensquelle ha-
ben, könnte dies in bestimmten Lohngruppen zu einer Lohndrift nach unten führen. Zweitens 
müsste in den Fällen der Kombination von Grundeinkommen und Erwerbsarbeit eine Kontrol-
le installiert werden, die überprüft, ob Bezieher eines halben Grundeinkommens tatsächlich 
nur die halbe Zeit erwerbstätig sind und das Grundeinkommen nicht als eine versteckte Lohn-
subvention zu Gunsten des Arbeitgebers missbraucht wird. Gerade die diskriminierende Pra-
xis der Kontrolle aber soll vermieden werden. Eine alternierende Nutzung (entweder Grund-
einkommen oder Erwerbseinkommen, Grundeinkommen kann nur bezogen werden, wenn in 
dieser Zeit kein Erwerbseinkommen erzielt wird), kommt ohne Kontrolle aus, denn ein paral-
leles Erwerbseinkommen würde durch die Lohnsteuer- oder Einkommensteuermeldung er-
kannt werden und das Grundeinkommen beenden. Natürlich ist es nicht ausgeschlossen, dass 
Einzelne Grundeinkommensbezug mit Schwarzarbeit kombinieren. Aber Schwarzarbeit gibt 
es auch im heutigen Sozialsystem und sie kann und wird eben als Schwarzarbeit zu bekämp-
fen sein. Es gibt keinen Grund anzunehmen, dass das vorgeschlagene Grundeinkommensmo-
dell mehr Schwarzarbeit herausfordert als die heutigen Sozialsysteme oder sie schwerer kon-
trollierbar würde.  
 
Das wichtigste Ziel ist die Überwindung der sozialen Segregation 
Der entscheidende Ansatzpunkt einer neuen Arbeitsmarktstrategie muss sein, Langzeitarbeits-
losigkeit und soziale Segregation, bezogen auf den Zugang zur Erwerbsarbeit, grundsätzlich 
zu überwinden und die Entstehung in der Zukunft auszuschließen. Konzepte, die darauf aus-
gerichtet sind, den Zustand selbst zu akzeptieren und nur die Einkommenslage der Ausge-
grenzten zu verbessern, machen m.E. aus der Not eine Tugend, aber auf falsche Weise. So 
richtig es ist, Armut zu lindern – eine politische Strategie, die darauf zielt, den Einfluss der 
Gesellschaft auf die Entwicklungsrichtungen des Wirtschaftsystems zu stärken, kann sich 
nicht auf Armutsbekämpfung beschränken. Eine Entwicklung, bei der eine Verbesserung der 
materiellen Lage der Ausgegrenzten durch die Institutionalisierung des Lebens in der Über-
flüssigkeit erkauft wird, ist m.E. politisch nicht akzeptabel. Genau dies aber ist das Problem 
einiger der derzeit diskutierten Grundsicherungs- und Grundeinkommenskonzepte. Auch 
wenn diese formell nicht die Kombination mit der Erwerbsarbeit und dem Erwerbseinkom-
men ausschließen, so würden sie unter den derzeitigen Umständen, Eigentums- und Kräfte-
verhältnissen dazu führen, dass der Teil der Bevölkerung, der derzeit im „sekundären Integra-
tionsmodus“ aus einer gleichberechtigten Teilhabe an der Erwerbsarbeit ausgeschlossen ist, 
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auch weiter ausgeschlossen bleibt – vielleicht auf finanziell höherem Niveau und mit weniger 
diskriminierenden Methoden, aber die grundsätzliche Diskriminierung bleibt. Sie würden un-
ter den gegebenen Umständen „freiwillig“ auf Erwerbsarbeit verzichten oder so genannte ge-
ring qualifizierte, angeblich weniger produktive Tätigkeiten zu unangemessenen Löhnen ver-
richten und durch das Grundeinkommen aufstocken. Das bedingungslose Grundeinkommen 
und auch die bedarfsorientierte Grundsicherung würden faktisch als Prämie für Verzicht auf 
Erwerbsarbeit oder als Kombilohnmodell fungieren, das im Bereich der niedrigen Lohnein-
kommen zu einer weiteren Absenkung des Lohnniveaus und im oberen Bereich zu einer wei-
teren Monopolisierung gut bezahlter und qualifizierter Arbeit führen. Damit wäre unter insti-
tutionell anderer Flagge und Bezeichnung genau die Entwicklung festgeschrieben, die wir seit 
den 1980er Jahren als Segregation des Erwerbssystems in einen primären und einen sekundä-
ren Integrationsmodus beobachten.  
M.E. ist ein Grundeinkommensmodell als Neuansatz zur Regulierung der Transfereinkommen 
durchaus sinnvoll, aber nur wenn gleichzeitig die Voraussetzungen für einen gleichberechtig-
ten Zugang zur Erwerbsarbeit gegeben sind, und zwar nicht nur formell und rechtlich, sondern 
eben praktisch.  
 
Recht auf Erwerbsarbeit und Recht auf disponible Zeit 
Überwindung der sozialen Segregation bedeutet, den „sekundären Integrationsmodus“ selbst 
aufzulösen und Langzeitarbeitslosigkeit als soziales Problem zu beseitigen. Arbeitsmarktpoli-
tik muss auf dem Grundsatz aufbauen, dass jede und jeder das Recht auf Partizipation an Er-
werbsarbeit und Erwerbseinkommen hat. Da die Menge der Erwerbsarbeit begrenzt ist, sich 
verändert und Schwankungen unterworfen ist, kann dieses Recht durch die einzelnen Men-
schen nicht unbegrenzt wahrgenommen werden, sondern nur so weit, wie es das gleiche Recht 
anderer Menschen zulässt. Das bedeutet, das Recht auf Erwerbsarbeit und Erwerbseinkom-
men des einen Menschen begrenzt zugleich das der anderen.  
Eine moderne Form des sozialen Rechts auf Arbeit wäre daher: Jede und jeder hat das Recht 
auf einen fairen Anteil an bezahlter Erwerbsarbeit, jede und jeder hat das Recht auf einen fai-
ren Anteil an der disponiblen Zeit. Erwerbs- und Transfereinkommen müssen so gestaltet 
sein, dass sie den Lebensunterhalt sicherstellen, die Teilhabe an der materiellen und kulturel-
len Entwicklung und politische Partizipation ermöglichen und jedem Menschen den Aufbau 
einer selbst bestimmten Lebensperspektive ermöglichen. Der Staat hat die Pflicht, dieses 
Recht auf Arbeit durch die Gestaltung geeigneter Institutionen und Verfahren zu gewährleis-
ten. 
M.E. ist es dringend erforderlich, diese prinzipielle Position, die schon in der Weimarer Ver-
fassung stand und in der Revolution des Herbsts 1989 in der DDR Konsens war und in den 
Verfassungsentwurf des Runden Tisches Eingang gefunden hat, wieder stark zu machen. Eine 
solche Position scheint auch deshalb für die Zukunft besonders wichtig, weil man in den 
kommenden Jahren aus demographischen und vielleicht auch wirtschaftlichen Gründen mit 
einem Rückgang der Arbeitslosigkeit und einer neuen Situation am Arbeitsmarkt rechnen 
kann. Eine mögliche Dynamisierung der wirtschaftlichen Entwicklung und der Erwerbsarbeit 
sollte m.E. unbedingt genutzt werden, die institutionellen Voraussetzungen des derzeitigen 
Systems sozialer Segregation einzureißen und Vorkehrungen gegen eine Wiederholung eines 
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Rückfalls hinter den schon erreichten emanzipatorischen Stand der Nachkriegsmoderne zu 
schaffen.  
Was könnten die Instrumente sein, mit denen Langzeitarbeitslosigkeit beseitigt werden kann? 
Wie könnte die institutionelle Umsetzung eines Rechts auf einen fairen Anteil an der Er-
werbsarbeit und an der disponiblen Zeit aussehen – eine Umsetzung, die zugleich mit den 
Prinzipien eines auf individueller Handlungsfreiheit gegründeten Rechtsstaats und einer kapi-
talistischen Marktwirtschaft vereinbar wäre? Im Allgemeinen wird behauptet, dass dies 
grundsätzlich nicht möglich ist, wobei regelmäßig unterstellt wird, ein Recht auf Arbeit imp-
liziere ein staatliches System der Arbeitsverteilung, eine planwirtschaftliche Verwaltung des 
Arbeitskräftepotentials. Das ist aber falsch. Es sind sehr wohl mit einer Marktwirtschaft kom-
patible Verfahren zur Umsetzung eines Rechts auf Arbeit denkbar.  
Die wichtigste Voraussetzung für die Umsetzung eines Rechts auf Arbeit in einer Marktwirt-
schaft ist die Sicherstellung eines gleichgewichtigen Arbeitsmarkts, und zwar nicht nur in 
Zeiten längerer Prosperität, sondern auch in mehrere Konjunkturzyklen umfassenden Rezes-
sionslagen. Nur in einem gleichgewichtigen Arbeitsmarkt kann der oben vorgeschlagene 
Wechsel zwischen Erwerbsarbeit und Grundeinkommensjahren funktionieren, kann eine ne-
gative Lohnentwicklung verhindert oder zumindest begrenzt werden und haben auch Arbeit-
nehmer die Chance, auf unzumutbare oder sich verschlechternde Arbeits- und Lohnbedingun-
gen mit Kündigung zu reagieren, weil sie keine großen Probleme hätten, einen anderen Ar-
beitsplatz zu finden. 
M.E. sind die folgenden vier Instrumente als Rahmen geeignet, ein solches Recht auf Arbeit 
sicherzustellen, und als Mittel geeignet, mit denen die Gesellschaft vermittels des Staats einen 
gleichgewichtigen Arbeitsmarkt gewährleisten kann: 
1. Absicherung, Gestaltung und auch Begrenzung von Sucharbeitslosigkeit (bis zu 4 Mona-

ten, im Ausnahmefall bis zu 6 Monaten). 
2. Einführung eines bedingten Grundeinkommens zur Finanzierung von Grundeinkommens-

jahren, Anpassung des Verhältnisses von Erwerbs- und Grundeinkommensjahren an lang-
fristige Schwankungen, d.h. vor allem Ausweitung der Nutzung disponibler Zeit in anhal-
tenden Rezessionslagen. 

3. Aufbau einer Infrastruktur zur sinnvollen Nutzung disponibler Zeit für Bildung, Qualifi-
zierung, Kinderbetreuung und unbezahlte Eigenarbeit in sozialen, ökologischen und kultu-
rellen Projekten. 

4. Ausbau eines Ausgleichssystems öffentlicher sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung 
zu Tarifbedingungen, das als letzte Sicherung die kurzfristigen Schwankungen ausgleicht, 
die durch Sucharbeitslosigkeit nicht aufgefangen werden können.  

Mit diesen Instrumenten könnten kurzfristige und langfristige Schwankungen des Verhältnis-
ses von Angebot und Nachfrage nach Arbeitsplätzen ausgeglichen und ein Gleichgewicht 
erreicht werden. Die kurzfristige Flexibilität des Systems würde im Kern auf einer Suchar-
beitslosigkeit beruhen, die in den Größenordnungen von bis zu drei Prozent der Erwerbstäti-
gen liegen kann und die auf eine Dauer von weniger als 4 Monaten, nur in Ausnahmefällen 6 
Monaten begrenzt werden könnte. Damit wäre die Mobilität am Arbeitsmarkt sichergestellt, 
kurzfristige temporäre Schwankungen könnten ausgeglichen werden. In einigen Konjunktur-
zyklen würde dies schon ausreichen, um eine kurze und nicht tiefe Rezession durchzustehen. 
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In Rezessionen, die länger als ein Jahr dauern und mehr als drei Prozent der Erwerbstätigen 
betreffen, müsste zusätzlich die Nutzung von Grundeinkommensjahren erleichtert und ausge-
weitet werden.  
Für eine lange Rezession, die mehrere Konjunkturzyklen umfasst, wie wir sie seit 1975 beo-
bachten, reichen diese Instrumente noch nicht aus. Hier wäre es erforderlich, das Verhältnis 
von Grundeinkommens- zu Erwerbsjahren zugunsten von Grundeinkommensjahren durch den 
Gesetzgeber zu verändern und auf diese Weise einen größeren Teil des Arbeitsangebots be-
fristet vom Markt zu nehmen. Dabei werden Finanzierungsprobleme in der Grundeinkom-
menskasse zu erwarten sein, die nur dann gelöst werden, wenn in den Jahren anhaltender 
Konjunktur Reserven angelegt und Rezessionsjahre gegebenenfalls mittelfristig mit Kredit-
aufnahme überbrückt werden. Eine Grundeinkommenskasse würde also nicht nur einen anti-
zyklischen Einfluss auf den Arbeitsmarkt, sondern auch auf die Finanzströme ausüben. 
Zudem kann man davon ausgehen, dass die verstärkte Nutzung disponibler Zeit für Bildung 
und Qualifikation, aber auch für gesellschaftlich nützliche Projekte außerhalb der Erwerbsar-
beit einen sachlich positiven Einfluss auf die Milderung und ggf. die Überwindung einer re-
zessiven Wirtschaftslage haben könnte. 
Öffentlich finanzierte Beschäftigung als letztes Instrument sollte in jedem Fall zeitlich befris-
tet werden, möglichst so, dass sie bei entsprechenden Möglichkeiten zur Aufnahme einer Er-
werbstätigkeit oder zur Nutzung eines Grundeinkommensjahrs sofort beendet werden kann 
und muss.  
Das vorgesehene Ausgleichssystem öffentlicher Beschäftigung dient weniger der Herstellung 
des Gleichgewichts am Arbeitsmarkt, es hat drei andere Funktionen. Der erste Grund ist 
rechtlicher Natur. Wenn jemand arbeitslos ist und die maximale Sucharbeitslosigkeit von 4, in 
Ausnahmefällen 6 Monaten beendet wird, dann muss der Rechtsanspruch auf Erwerbsarbeit 
eingelöst werden. Man könnte dies tun, indem Betroffene verpflichtet würden, ein Grundein-
kommensjahr zu nehmen. Dies scheint mir aber nicht zweckmäßig, weil es zumindest für ei-
nige eine Situation schafft, in der Grundeinkommensjahre zwangsverordnet werden. Es macht 
zwar Sinn, im Laufe einer anhaltenden Sucharbeitslosigkeit auch die Nutzung von Grundein-
kommenszeiten z.B. für Qualifikation nahe zu legen und zu fördern, aber nicht, es zu erzwin-
gen. Also bleibt bei Erschöpfung des Anspruchs auf Sucharbeitslosengeld nur, eine angemes-
sene der Qualifikation und dem Beruf entsprechende Erwerbsarbeit verbindlich zu vermitteln. 
Dies sollte vorzugsweise eine Arbeit im ersten Arbeitsmarkt sein – und unter den Bedingun-
gen eines ausgeglichenen Arbeitsmarkts wird dies auch in der Mehrzahl der Fälle möglich 
sein. Die Regelzeit bis zu einer erfolgreichen Vermittlung sollte vier Monate betragen. Nur 
für den Fall, dass dies bezogen auf Beruf, Qualifikation oder regionaler Disparitäten nicht 
gelingt, muss ein Ausgleich durch befristete öffentlich geförderte Beschäftigung möglich sein, 
die gegebenenfalls auch eine betriebliche oder staatliche Aus- und Weiterbildung sein könnte. 
Öffentlich geförderte Beschäftigung soll also nicht die grundlegende Proportion von Arbeits-
plätzen und Arbeitskräften regulieren, sondern lokales und qualitatives Mismatch notfalls 
überbrücken.  
Unter den gegebenen Rahmenbedingungen hätten die Individuen also immer die Möglichkeit, 
im Laufe der Sucharbeitslosigkeit zwischen einer selbst gesuchten Beschäftigung auf einem 
offenen Arbeitsmarkt, mehreren von der Arbeitsvermittlung vorgeschlagenen angemessenen 
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Arbeitsplätzen, darunter notfalls einer öffentlich geförderten Beschäftigung, oder aber der 
Nutzung von Grundeinkommensjahren zu wählen, sofern Ansprüche noch nicht ausgeschöpft 
sind. Unter diesen Voraussetzungen halte ich es für möglich, bei Ablehnung aller dieser Mög-
lichkeiten die Zahlung von Arbeitslosengeld nach 6 Monaten einzustellen. Betroffene, die 
keine der gegebenen Möglichkeiten nutzen wollen, hätten dann noch die Möglichkeit, Er-
werbsunfähigkeit nachzuweisen.  
Sofern die rechtliche Konstruktion und die praktische Umsetzung Diskriminierung aus-
schließt, der Rechtsanspruch auf Lohnersatz in der Sucharbeitslosigkeit, auf gerecht verteilte 
Grundeinkommensjahre und auf einen Arbeitsplatz nach spätestens 6 Monaten Sucharbeitslo-
sigkeit einklagbar ist und gerichtlich kontrolliert werden kann, darf man davon ausgehen, dass 
nur ein sehr kleiner Teil von Personen übrig bleibt. Dazu werden Menschen gehören, die mit 
den Bedingungen des Erwerbslebens nicht klarkommen, ohne deshalb erwerbsunfähig zu 
sein, und die ebenso wie Erwerbsunfähige ohne oder mit nicht ausreichendem Anspruch auf 
eine Erwerbsunfähigkeitsrente anders abgesichert werden müssen. So etwas wie Sozialhilfe 
wird es also weiter geben müssen und sie sollte im Unterschied zum jetzigen System auch für 
die kleine Gruppe von Menschen zugänglich sein, die erwerbsfähig ist, aber keine Erwerbsar-
beit aufnehmen, obwohl angemessene Arbeitsplätze nachgewiesen wurden. Allerdings sollte 
der Sozialhilfeanspruch dann unterhalb der Leistung des Grundeinkommens liegen. 
Der zweite Grund für ein kleines Ausgleichssystem öffentlicher Beschäftigung ist politischer 
natur und dient der Regulation der Relation von Grundeinkommensjahren und Erwerbsein-
kommensjahren. Ein über längere Zeit zunehmendes Ungleichgewicht, ein Defizit von Ar-
beitsplätzen oder Arbeitskräften am Arbeitsmarkt würde am Anwachsen oder Sinken der 
Sucharbeitslosigkeit und der Änderung des Bestands an öffentlicher Beschäftigung erkennbar 
werden. Wenn beide Werte eine bestimmte Grenze erreichen, würde der Sozialstaat gesetzlich 
verpflichtet sein, die Inanspruchnahme von Grundeinkommensjahren zu fördern (im umge-
kehrten Fall zu bremsen) oder sogar die Relation von Erwerbsjahren und Grundeinkommens-
jahren in die eine oder andere Richtung zu verschieben.  
Der dritte Grund für einen kleinen Bestand öffentlich geförderter Beschäftigung ist die Be-
schäftigung von Personen mit Behinderungen und Einschränkungen, dazu siehe unten. 
Die sehr eingeschränkte Rolle, die der öffentlich finanzierten Beschäftigung in dem hier ent-
wickelten Konzept zugestanden wird, hat aus Sicht des Verfassers gute Gründe, auch wenn 
hier Widerspruch erwartet werden kann. Erstens ist der Autor der Meinung, dass öffentlich 
geförderte Beschäftigung als Dauereinrichtung nicht mit einer marktwirtschaftlichen Ordnung 
kompatibel ist. Wird sie im Bereich der privaten Wirtschaft eingesetzt, verzerrt sie die Wett-
bewerbsbedingungen und führt zu Fehlallokationen. Wird sie im Bereich der öffentlichen 
Aufgaben, der Staatsaufgaben (Bund, Länder und Kommunen) eingesetzt, läuft sie auf eine 
Substitution von Staatsaufgaben hinaus. Denn wenn es sich um wirklich notwendige staatli-
che Aufgaben handelt, für die Mittel frei gemacht werden müssen, dann müssen sie gleich im 
Rahmen normaler Beschäftigung im öffentlichen Dienst und mit normaler Erwerbsarbeit er-
füllt werden. Handelt es sich dagegen um gesellschaftlich nützliche, aber durch Erwerbsarbeit 
sich nicht selbst finanzierende Arbeit, so ist es besser, sie in Form von selbst organisierter 
Eigenarbeit im Rahmen von Grundeinkommensjahren auszuüben, also außerhalb staatlicher 
Leitung und in Eigenregie der Grundeinkommensbezieher. Drittens aber führt öffentliche Be-
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schäftigung, wenn sie zu einer Dauereinrichtung wird, zu der hier immer wieder angespro-
chenen Segregation, zumindest dann, wenn bestimmte Personen dauerhaft in öffentlich geför-
derter Beschäftigung „stationiert“ werden. Es ist aus meiner Sicht wichtig sicherzustellen, 
dass öffentlich geförderte Beschäftigung weder sachlich noch bezogen auf den Personenkreis 
zu einer Dauereinrichtung wird. Der Normalfall soll die Beschäftigung in Unternehmen oder 
bei normal finanzierten öffentlichen Arbeitgebern sein – im Wechsel mit Grundeinkommens-
jahren, mit Qualifizierung, Familienarbeit, Projektarbeit – nicht aber die Aufbewahrung in 
Systemen, deren Selbstzweck die Beschäftigung um der Beschäftigung willen ist. 
Eine bedenkenswerte Ausnahme könnten bestimmte individuelle Problemkonstellationen 
sein: Behinderungen, zeitweilige soziale Problemlagen, vielleicht auch ältere Arbeitnehmer. 
Hier ist der Autor unentschieden und sieht Diskussionsbedarf. Man könnte sagen, Menschen 
mit Behinderungen oder Einschränkungen, die keine grundsätzliche Erwerbsunfähigkeit zur 
Folge haben, die aber auch auf einem gleichgewichtigen Arbeitsmarkt kaum vermittelt wer-
den können, sollten in öffentlich finanzierte Beschäftigung integriert werden. Die Blinden- 
und Behindertenwerkstätten könnten dabei als Vorbild fungieren. Grundsätzlich ist dagegen 
nichts zu sagen, aber es wäre aus Sicht des Autors in jedem Fall besser, wenn in der Wirt-
schaft und bei öffentlichen Arbeitgebern eine gleichberechtigte Integration ins Erwerbsleben 
sichergestellt wäre, ebenso bei der Teilnahme an Grundeinkommensjahren. Gerade für Men-
schen mit Behinderungen und sozialen Problemen kann die Integration in Sondersysteme fak-
tisch auf soziale Ausgrenzung hinauslaufen. Es macht daher Sinn, zunächst über andere For-
men der Förderung nachzudenken, insbesondere, wenn es um ältere Arbeitnehmer ohne Be-
hinderung geht, aber auch bei solchen Einschränkungen, die eine normale Erwerbstätigkeit 
nicht ausschließen, sondern nur entsprechende Voraussetzungen am Arbeitsplatz oder im Um-
feld erfordern. Trotzdem kann man sich vorstellen, dass unter bestimmten Voraussetzungen 
und für bestimmte Problemgruppen öffentliche Beschäftigung auch als Dauereinrichtung 
denkbar ist – nur sollte dies aus meiner Sicht auf ein Minimum begrenzt werden, nicht um 
Kosten zu sparen, sondern um diskriminierende Sondersysteme zu vermeiden. 
 
Sicherung eines ausgeglichenen Arbeitsmarkts 
Die Sicherung eines ausgeglichenen Arbeitsmarkts ist m.E. die zentrale Voraussetzung für die 
Umsetzung des Rechts auf Arbeit und für die Begrenzung der Arbeitslosigkeit auf Suchar-
beitslosigkeit. Sie muss in Zukunft als Bestandteil der Sicherung eines dynamischen wirt-
schaftlichen Gleichgewichts behandelt werden, das den gleichen rechtlichen Rang hat, wie die 
Begrenzung von Inflation und die Förderung wirtschaftlicher Entwicklung. 
Ein ausgeglichener Arbeitsmarkt ist die Voraussetzung dafür, dass im Rahmen von Suchar-
beitslosigkeit in der großen Mehrheit der Fälle ein neuer Arbeitsplatz gefunden werden kann. 
Politisch haben alle Parteien dieses Ziel mehr oder weniger aufgegeben oder auf bloße Rheto-
rik reduziert. Das Wort „Vollbeschäftigung“ taucht ab und zu noch in Sonntagsreden auf, 
praktisch aber hält man es für unrealistisch. Besonders in Ostdeutschland wird mehr darüber 
geredet, wie man die Segregation der Arbeitswelt angenehmer gestalten kann als darüber, wie 
sie zu überwinden ist. 
Das bestehende Ungleichgewicht am Arbeitsmarkt aber ist die Ursache für das Zurückbleiben 
der Löhne hinter der Produktivitätsentwicklung und die negativen Wirkungen auf die Binnen-
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nachfrage. Sie ist die Ursache für die zunehmende Ungleichheit von Löhnen und die Entste-
hung eines Segments von Niedriglöhnen und die wachsende Ungleichheit zwischen oberen 
und unteren Lohnniveaus. Und es bedingt auch die Erpressbarkeit der Arbeitnehmer und Be-
triebsräte. Ohne das dramatische Defizit an Arbeitsplätzen gäbe es keine Segregation des Ar-
beitsmarkts in einen primären und einen sekundären Integrationsmodus.  
Schließlich ist ein ausgeglichener Arbeitsmarkt auch die Voraussetzung dafür, dass Möglich-
keiten zur Unterbrechung der Erwerbsarbeit im Laufe des Erwerbslebens tatsächlich von der 
Mehrheit genutzt werden könnten, zum Beispiel für die Erziehung und Betreuung von Kin-
dern, für Qualifizierung und Bildung, für soziale, ökologische oder kulturelle Projekte. Auch 
ein Grundeinkommen kann nur dann soziale Segregation vermeiden, wenn der Einstieg in die 
Erwerbsarbeit nach dem Grundeinkommensjahr wieder möglich ist. Sind Arbeitskräfte knapp 
und begehrt, dann werden Arbeitgeber in der Mehrheit auch bereit sein, mit Arbeitnehmern, 
die ihr Grundeinkommensjahr nutzen wollen, eine Vereinbarung über die anschließende Wie-
deraufnahme der Beschäftigung zu schließen.  
In dem hier vorgeschlagenen Konzept wird ein ausgeglichener Arbeitsmarkt fast ausschließ-
lich dadurch gewährleistet, dass überschüssige Arbeitspotenziale temporär vom Markt ge-
nommen werden, und zwar dadurch, dass den Individuen disponible Zeit zur Verfügung ge-
stellt wird, die sie innerhalb weiterer Spielregeln selbst bestimmt einsetzen können – und 
zwar ohne soziale Segregation. 
Eine Alternative wäre, nicht die Nachfrage nach Arbeitsplätzen (respektive das Angebot an 
Arbeit) zu senken, sondern das Angebot an Arbeitsplätzen zu erhöhen (respektive die Nach-
frage nach Arbeit. Dies könnte nun durch öffentliche Arbeitsbeschaffung, durch öffentliche 
Investitionen oder durch Wirtschaftsförderung geschehen. Dieser Weg wird aus der Sicht des 
Autors nicht vorgeschlagen. Dies soll wenigstens im Ansatz begründet werden.  
Zunächst muss man feststellen, dass dies fast immer gescheitert ist oder zumindest nur unter 
Bedingungen gelungen ist, die heute weder gegeben noch wünschenswert sind (Autobahnbau 
der 1930er Jahre, Aufbau einer Kriegswirtschaft usw.). Hinzu kommt, dass die damit verbun-
denen Kosten so hoch sind, dass man bestenfalls eine milde zyklische Krise (wie die von 
1967 z.B.) durchstehen kann, aber keine über drei Konjunkturzyklen andauernde lange Rezes-
sionslage. Zudem ist es fraglich, ob solche Programme nicht häufig darauf hinauslaufen, über-
lebte Strukturen, die in der Rezession eigentlich reorganisiert oder durch neue Entwicklungen 
ersetzt werden sollten, künstlich am Leben zu erhalten (Beispiel Steinkohlebergbau). Natür-
lich macht es gerade in Depressionszeiten Sinn, Innovationen, Forschung und Entwicklung, 
Bildung und Qualifizierung, Kultur und Wissenschaften überproportional zu fördern. Aber 
hier geht es darum, die Suchprozesse zu unterstützen, die den für die Überwindung einer lan-
gen Rezession erforderlichen Struktur- und Institutionenwandel voranbringen und diesem 
Zweck müssen sie verpflichtet sein. Der zusätzliche Beschäftigungseffekt ist eine wün-
schenswerte Nebengabe. Wenn man aber Investitions- und Förderprogramme auflegt, deren 
erster Zweck darin besteht, Beschäftigung um der Beschäftigung willen zu organisieren, wer-
den Strukturen entstehen, die den erforderlichen gesellschaftlichen Wandel eher behindern 
und Altes konservieren. 
Mein wichtigstes Argument aber folgt aus einer anderen Sicht auf disponible Zeit. Die Siche-
rung des Gleichgewichts auf dem Arbeitsmarkt durch Ausweitung der Arbeitsnachfrage mit 
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Arbeitsbeschaffungs- und Investitionsprogrammen würde bedeuten, dass die gesellschaftlich 
produzierte disponible Zeit in zusätzliche Arbeitszeit verwandelt wird, das potentielle Reich 
der Freiheit zugunsten des Reichs der Notwendigkeit eingeschränkt wird. Der andere, mit der 
Reduzierung des Arbeitsangebots durch Ausweitung der Nutzung von Grundeinkommensjah-
ren verbundene Weg aber bedeutet, die gewonnene Zeit nicht dem Staat und nicht über Sub-
ventionen den Unternehmen, sondern den Individuen in ihre Disposition zu geben. Dies wür-
de die Kraft des lebensweltlichen Eigensinns der Menschen gegenüber der Welt des Wirt-
schafts- und Politiksystems in der Substanz stärken.  
Nun kann es wohl sein, dass es notwendig ist, freigesetzte Zeit in zusätzliche Arbeit zu ver-
wandeln, zum Beispiel um ein dringend gebotenes Programm zum Umbau des Energiesys-
tems und zur Reduzierung der CO2-Emissionen zu finanzieren. Aber dann geht es nicht um 
zusätzliche Arbeit um des Arbeitsmarkts oder des Wachstums willen als Selbstzweck, son-
dern um einen in der Sache liegenden Grund, der dieses zusätzliche Wachstum der Beschäfti-
gung erforderlich macht und daher einen Verzicht auf disponible Zeit durch vermehrte Arbeit 
nahe legt. 
Grundsätzlich empfehle ich also eine Strategie, freigesetzte Zeit als disponible Zeit in die 
Verfügung der Individuen zu stellen und nicht in die Disposition des Staats oder öffentlich 
geförderter Unternehmen und die mit Investitionsprogrammen verbundenen negativen Effekte 
– Fehlallokationen, Konservierung überlebter wirtschaftlicher Strukturen – zu vermeiden. 
Investitionsprogramme sollen nicht grundsätzlich ausgeschlossen werden, aber sie müssen in 
der Sache selbst begründet sein, sie sind m.E. kein unmittelbares Instrument von Arbeits-
marktpolitik.  
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Anlage: Denkbare Spielregeln für ein bedingtes Grundeinkommen zur Diskussion 
 

1. Jede und jeder Erwerbstätige hat das Recht auf Erwerbsarbeit und auf Grundeinkom-
mensjahre im Laufe seines Erwerbslebens.  

2. Grundeinkommensjahre werden aus einer dafür gebildeten Grundeinkommenskasse 
finanziert. Für jeweils fünf Jahre Erwerbsarbeit entsteht der Anspruch auf ein Grund-
einkommensjahr. Durch Bundesgesetz kann der dem Anspruch zugrunde liegende 
Zeitraum auf vier Jahre verkürzt oder auf fünf Jahre verlängert werden, wenn die de-
mographische oder wirtschaftliche Entwicklung dies mittelfristig zur Stabilisierung 
des Arbeitsmarkts bzw. der Erwerbstätigenzahl erforderlich ist. Für jedes Kind erhält 
die Mutter den Anspruch auf ein zusätzliches Grundeinkommensjahr, das sie nach ei-
gener Entscheidung ganz oder Teilweise auf einen Ehe- oder Lebenspartner/in über-
tragen kann. Ansonsten ist die Übertragung von Grundeinkommensansprüchen auf 
andere Personen ausgeschlossen.  

3. Der Grundeinkommensanspruch entsteht erstmalig nach fünf Jahren Erwerbstätigkeit 
als Arbeitnehmer oder Selbständiger. Von da ab kann der Anspruch fünf Jahre vorge-
zogen oder zurückverlegt werden, so dass maximal drei Grundeinkommensjahre hin-
tereinander in Anspruch genommen werden können. Vor Beginn der Altersrente darf 
maximal ein Grundeinkommensjahr in Anspruch genommen werden. Die Inanspruch-
nahme des Grundeinkommensjahrs ist freiwillig, auf den Anspruch kann verzichtet 
werden. Wird der Anspruch auf ein Grundeinkommensjahr nicht spätestens nach fünf 
Jahren in Anspruch genommen, verfällt er ohne Rückzahlung der Beiträge. Die Frist 
kann bei Vorliegen von Gründen, die eine Inanspruchnahme ausschließen, auf Antrag 
verlängert werden (die Hürden sollten aber hoch sein.) Die Pflicht zur Einzahlung in 
die Grundeinkommenskasse wird durch Verzicht oder Verfall des Grundeinkommens-
anspruchs nicht berührt. 

4. Grundeinkommensjahre sollen im Prinzip im Block für ein ganzes Jahr, maximal bis 
zu drei Jahren hintereinander in Anspruch genommen werden. Grundeinkommensbe-
zieher können diese Zeit für persönliche Zwecke ohne Einschränkungen nutzen: Die 
einzige Voraussetzung ist, dass sie in dieser Zeit keiner bezahlten Erwerbsarbeit nach-
gehen und kein Erwerbseinkommen beziehen. Einkommen aus Geld- und Kapitalan-
lagen, Ersparnissen und Vermietung und Verpachtung sind davon nicht berührt. 
Grundeinkommensbezieher erhalten 80 Prozent des Durchschnittsnettoeinkommens, 
zusätzlich zahlt die Grundeinkommenskasse Krankenversicherungs- und Rentenversi-
cherungsbeiträge. 

5. Grundeinkommensbezieher können die in ihre Verfügung gestellte Zeit nutzen, um 
unbezahlter Eigenarbeit für gesellschaftlich nützliche Zwecke nachzugehen. In diesem 
Fall erhalten Grundeinkommensbezieher 100 Prozent des durchschnittlichen Nettoein-
kommens. Als gesellschaftlich nützliche Tätigkeit gelten insbesondere die Teilnahme 
an Qualifizierungen bei anerkannten öffentlichen oder privaten Trägern, Mitarbeit in 
Kinderbetreuungseinrichtungen und Schulen, private Betreuung von Kindern, Mitar-
beit in gemeinnützigen sozialen, ökologischen oder kulturellen Projekten. Dafür ge-
nügt der Nachweis einer solchen Tätigkeit mit wenigstens 25 Wochenstunden, für den 
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entsprechende Regeln aufzustellen sind. Der Staat darf diese Tätigkeiten nur im Hin-
blick auf die Mindeststundenzahl und insoweit kontrollieren, wie bezahlte Schwarzar-
beit oder andere gesetzwidrige Tätigkeit ausgeschlossen werden müssen. Er darf in die 
Selbstbestimmung der Grundeinkommensbezieher über ihre Tätigkeit nicht eingreifen. 
Eine behördliche Zuweisung bestimmter Tätigkeiten ist nicht statthaft. 

6. Der Staat fördert gesellschaftlich nützliche Eigenarbeit von Grundeinkommensbezie-
hern über Förderprogramme für Beratungsangebote Infrastrukturausstattungen. Dabei 
ist auch eine Unterstützung für Grundeinkommensbezieher, die selbst ein neues Pro-
jekt aufbauen wollen, vorzusehen. Die Grundeinkommensbezieher entscheiden selbst 
und freiwillig über die Nutzung solcher Angebote und Förderungen.  

7. Die Inanspruchnahme der Grundeinkommensjahre für nicht gesellschaftlich nützliche, 
sondern ausschließlich persönliche Zwecke wie Tourismus, Urlaub, Bau eines privaten 
Eigenheims u.ä.), soweit es sich nicht um Erwerbstätigkeit handelt, darf durch die Art 
und Weise der Organisation gesellschaftlich nützlicher Eigenarbeit nicht diskriminiert 
und beschränkt werden.  

8. Die Höhe des Grundeinkommens orientiert sich für alle gleich am Durchschnittsein-
kommen, sie ist keine Bezahlung für die geleistete Eigenarbeit. Erwerbstätige, deren 
Erwerbseinkommen über dem Durchschnittseinkommen liegen, können zum Aus-
gleich der Einkommensdifferenz eine private Zusatzversorgung in Anspruch nehmen, 
die ggf. zu fördern ist. (Erläuterung: Wir wollen, dass möglichst viele höher Qualifi-
zierte das Grundeinkommensjahr in Anspruch nehmen und somit die Nachfrage nach 
qualifizierten Arbeitskräften deutlich ansteigt, um Anreize für den Qualifikationser-
werb zu schaffen. Die Teilnahmequote von Personen, deren Einkommen unter dem 
Durchschnittseinkommen liegt, wird dagegen sowieso sehr hoch sein – sie bekommen 
mehr Geld als während der Erwerbsarbeit. Dies wird besonders den Arbeitsmarkt für 
geringer Qualifizierte entlasten und ggf. die Lohnhöhe in diesem Bereich stabilisieren 
oder sogar anheben.) 

9. In begründeten Fällen kann das Grundeinkommen auch in Kombination mit einer 
Teilzeit-Erwerbstätigkeit bezogen werden (z.B. ½ Grundeinkommen für 2 Jahre bei 
einer Halbtagsbeschäftigung), wenn parallel zur Erwerbstätigkeit mindestens die Hälf-
te der für die Anerkennung vorgesehenen Zeit eine gesellschaftlich nützliche Tätigkeit 
im Sinne von §5 ausgeübt wird, insbesondere Kinderbetreuung, Qualifizierung oder 
Projektarbeit. In diesem Fall hat die Grundeinkommenskasse das Recht, die ausgeübte 
Erwerbsarbeit und die gesellschaftlich nützliche Eigenarbeit im Hinblick auf das Zeit-
volumen zu kontrollieren.  

10. Die Unternehmen sollen Instrumente schaffen, die im Rahmen einer flexiblen Perso-
nalpolitik den zeitweiligen Ausstieg und den Wiedereinstieg in die Erwerbsarbeit si-
cherstellen. Die Inanspruchnahme des Grundeinkommensjahrs ist der Umlagekasse 
und dem Arbeitgeber 6 Monate im Voraus anzukündigen, die Frist kann verkürzt wer-
den, wenn Einvernehmen besteht oder besondere Gründe für eine kurzfristige Ent-
scheidung vorliegen. Unternehmen, die sich zur Wiedereinstellung des Arbeitnehmers 
nach dem Grundeinkommensjahr verpflichten und einen entsprechenden Vertrag mit 
dem Arbeitnehmer schließen, erhalten eine Flexibilitätsförderung (z.B. eine Einarbei-
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tungsförderung in Höhe von einem oder zwei Monatslöhnen. Arbeitnehmer, die am 
Ende des Grundeinkommens keine angemessene Erwerbstätigkeit finden, haben An-
spruch auf Sucharbeitslosigkeit und in diesem Rahmen auf Vermittlung eines Arbeits-
platzes.  

11. Die Grundeinkommenskasse wird durch eine Umlage oder Steuer aus allen Einkom-
men finanziert. Die Beitragshöhe wird bei etwa 20 Prozent auf alle Einkommen lie-
gen. Ggf. kann die Finanzierung der Sucharbeitslosigkeit in dieses System integriert 
werden. Dann würden die Beiträge für die derzeitige Arbeitslosenversicherung und die 
staatliche Finanzierung des ALG II entfallen. Die Grundeinkommenskasse bildet in 
Jahren hoher Einnahmen und geringerer Ausgaben Reserven, deren Höhe ebenso wie 
die Höhe der Kreditaufnahme in Rezessionszeiten durch ein Gesetz geregelt wird.  

 
Sucharbeitslosigkeit 
12. Kurzfristige Sucharbeitslosigkeit wird bis zu vier Monate durch ein am vorherigen 

Einkommen orientiertes Lohnersatzeinkommen (z.B. 60 Prozent des Nettoverdienstes) 
abgesichert. Die Zeit kann auf sechs Monate verlängert werden, wenn auch mit Ver-
mittlungshilfen in 4 Monaten keine neue Erwerbstätigkeit gefunden wurde. Die drei-
monatige Ausschlussfrist bei Kündigung durch den Arbeitnehmer wird gestrichen. 
Arbeitnehmer beziehen bei Entlassung oder eigener Kündigung vom ersten Tag an 
Arbeitslosengeld.  

13. Innerhalb der ersten zwei Monate Sucharbeitslosigkeit werden dem Arbeitssuchenden 
auf dessen Wunsch Angebote für Erwerbstätigkeiten unterbreitet. Wird innerhalb von 
zwei Monaten keine Beschäftigung gefunden, sind dem Arbeitssuchenden drei offene 
Arbeitsstellen zu angemessenen Bedingungen nachzuweisen, die hinsichtlich der Qua-
lifikation, der Berufserfahrung und dem bisherigen Einkommen nicht erheblich von 
der bisherigen Tätigkeit abweichen dürfen. Gleichzeitig wird die Frist zum Bezug von 
Arbeitslosengeld um weitere zwei Monate verlängert. Gegebenenfalls sind zusätzlich 
Mobilitätshilfen für die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit in einer anderen Region oder 
im Ausland anzubieten. 

14. Erwerbstätigen, die innerhalb von 24 Monaten bereits mehr als zwei Monate Suchar-
beitslosigkeit in Anspruch genommen haben, werden sofort drei Arbeitsplätze angebo-
ten, die Sucharbeitslosigkeit soll dann nach zwei Monaten, maximal vier Monaten be-
endet werden. 

15. Können keine geeigneten Arbeitsplätze angeboten werden, verlängert sich die Suchar-
beitslosigkeit auf 6 Monate. Können nach 4 Monaten immer noch keine angemessenen 
Arbeitsstellen nachgewiesen werden, ist dem Arbeitssuchenden eine angemessene 
Ausbildung oder Weiterbildung oder eine befristete öffentlich geförderte Beschäfti-
gung anzubieten. Der Arbeitssuchende hat dann die Möglichkeit, eine der angebotenen 
Beschäftigungen anzunehmen, selbst eine Beschäftigung zu finden oder ggf. einen 
vorhandenen Anspruch auf ein Grundeinkommensjahr einzulösen. Wird keine der an-
gebotenen Beschäftigungen oder Ausbildungen angenommen und keine Beschäftigung 
aufgenommen, so wird die Zahlung von Arbeitslosengeld nach Ablauf des sechsten 
Monats eingestellt.  
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16. Die Politik hat einen ausgewogenen Arbeitsmarkt sicherzustellen, also dafür zu sor-
gen, dass die Zahl der offenen Stellen und die der Arbeitssuchenden quantitativ, quali-
tativ und regional etwa ausgeglichen ist und die Schwankungsbreite von 3 Prozent 
Sucharbeitslosigkeit nicht überschritten wird. Dafür stehen folgende Instrumente zur 
Verfügung: Erstens: mittelfristig sind die Möglichkeiten zur Nutzung der Grundein-
kommensjahre so zu gestalten, dass sie das absehbare Verhältnis von Angebot und 
Nachfrage nach Arbeitsplätzen in Richtung eines Gleichgewichts beeinflussen. Dies 
gilt insbesondere auch für die Förderung bestimmter Qualifikationsangebote und den 
Ausgleich regionaler Differenzen bei der Nutzung von Grundeinkommensjahren. 
Zweitens: Langfristig ist das Verhältnis von Erwerbstätigen und Grundeinkommens-
beziehern entsprechend der wirtschaftlichen und demographischen Entwicklung zu 
gestalten, indem der Grundeinkommensbezug um einen Monat verlängert oder ver-
kürzt wird oder die Erwerbsarbeitsdauer, nach der Anspruch auf ein Grundeinkom-
mensjahr entsteht, von 5 auf 4 Jahre verkürzt oder von 5 auf 6 Jahre verlängert wird. 
Die Beeinflussung der Zahl von Personen, die Grundeinkommensjahre nutzen, ist also 
lang- und mittelfristig das wichtigste Regulierungsinstrument. Drittens: Kurzfristig ist 
das Gleichgewicht am Arbeitsmarkt notfalls durch öffentlich geförderte befristete Be-
schäftigung zu gewährleisten. In Zeiten mit hoher Nachfrage und geringem Angebot 
an Arbeitsplätzen können bei Bildungsträgern zusätzliche Qualifizierungskurse geför-
dert werden oder bei Trägern gesellschaftlich nützlicher Projektarbeit (nach § 5) zu-
sätzlich zu den dort tätigen Grundeinkommensbeziehern öffentlich geförderte Be-
schäftigungsverhältnisse geschaffen werden, und zwar so weit, dass ein ausgegliche-
ner Arbeitsmarkt erreicht wird. Öffentlich geförderte Beschäftigung darf nicht an 
staatlichen Behörden, Dienststellen oder in kommerziellen Unternehmen erfolgen. 
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